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Die Schere zwischen Arm und Reich ist in den ver-
gangenen fünfzehn Jahren weiter auseinander ge-
gangen. Dies belegt der bundesweite Verteilungs-
bericht, der vom Deutschen Gewerkschaftsbund 
(DGB) Ende 2011 vorgelegt worden ist. Privates 
Vermögen konzentriert sich in wenigen Händen, 
während die Beschäftigten mit einer bescheidenen 
Lohnentwicklung vorlieb nehmen müssen. Diese 
sich verstärkende soziale Schieflage ist ein Armuts-
zeugnis für Deutschland.

Auch in den drei Bundesländern unseres DGB-Be-
zirks lässt sich eine zunehmende soziale Spaltung 
feststellen – zum Beispiel auf dem Arbeitsmarkt. 
Leiharbeit, Minijobs und unfreiwillige Teilzeitarbeit 
nehmen immer mehr zu, mit massiven negativen 
Folgen für die betroffenen Beschäftigten. Die Aus-
wirkungen sind Armut, Abstiegsängste und zuneh-
mende Intoleranz gegenüber Minderheiten. Diese 
Entwicklung droht zum sozialen Sprengstoff für 
unsere Gesellschaft zu werden.

Arbeit, Gerechtigkeit, Solidarität, Toleranz und nicht 
zuletzt Nachhaltigkeit – das sind die Schlagworte, 
die wir als DGB dieser Entwicklung entgegenset zen. 
Wir kämpfen für faire Löhne und einen allgemeinen 
gesetzlichen Mindestlohn. Wir setzen uns ein für 
Gute Arbeit anstelle von unsicheren Jobs. Und wir 
sind der Überzeugung, dass soziale Sicher heit für 
alle und eine nachhaltige, Ressourcen schonende 
Entwicklung tragende Grundpfeiler unserer Gesell-
schaft sind.

Die ungelösten Fragen rund um die Asse und 
Schacht Konrad, um Gorleben und Morsleben, 
aber vor allem die Atomkatastrophe von Fukus-
hima zeigen, wie hochriskant und unkalkulier bar 

Atomkraft ist. Gemeinsam mit unseren Mitglieds-
gewerkschaften haben wir uns für einen Ausstieg 
aus der Atomenergie stark gemacht, bei zahl-
reichen Veranstaltungen und Aktionen für eine 
nachhaltige Energiewende engagiert.

Im ganzen DGB-Bezirk waren die Bürgerinnen 
und Bürger im vergangenen Jahr aufgerufen, ihre 
Stimme abzugeben: in Niedersachsen bei den 
Kommunalwahlen, bei den Bremer Senatswahlen 
und in Sachsen-Anhalt bei den Landtagswahlen. 
Als wichtige Stimme der Beschäftigten haben wir 
uns kräftig in die Wahlkämpfe eingemischt, unsere 
gewerkschaftlichen Inhalte eingebracht und für 
eine hohe Wahlbeteiligung geworben. 

Allen, die mit uns im vergangenen Jahr an der Ver-
wirklichung unserer gemeinsamen Ziele gearbei tet 
haben, danken wir für die gute und erfolgreiche 
Zusammenarbeit - allen haupt- und ehrenamtlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, allen DGB-
Gewerkschaften und ihren Mitgliedern und nicht 
zuletzt allen unseren Bündnispartnern.

Vorwort

Hartmut Tölle, 
DGB-Bezirksvorsitzender

Udo Gebhardt, 
Stellv. Bezirksvorsitzender

Annette Düring, 
DGB-Regionsvorsitzende 

Bremen-Elbe-Weser

Das ist das Mindeste!
Faire Löhne – Gute Arbeit –  Soziale Sicherheit
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Schwerpunkte
Arbeitsmarkt und Beschäftigung

AK Arbeitsmarkt
Im Jahr 2011 hat sich auf Bezirkebene der Arbeits-
kreis Arbeitsmarkt zusammengefunden. Hier 
tau  schen sich die DGB-Hauptamtlichen regelmäßig 
über aktuelle Entwicklungen und gemeinsame 
Hand lungsstrategien insbesondere im Bereich 
Agen turen und Jobcenter aus.

Kurzinfo Arbeitsmarkt 
Seit Februar 2008 gibt der DGB-Bezirk regelmäßig 
am Veröffentlichungstermin der Bundesagentur für 
Arbeit ein Kurzinfo zu den Arbeitsmarktzahlen für 
seine drei Bundesländer heraus. Dieses enthält die 
aktuellen Arbeitsmarktzahlen und gibt Hinweise 
auf interessante Veröffentlichungen aus dem 
Bereich der Beschäftigungspolitik. Zudem wird 
regelmäßig in begleitenden Pressemitteilungen auf 
aktuelle Entwicklungen eingegangen.

Beiräte der Jobcenter 
Im Oktober 2011 hat in Hannover eine Veranstal-
tung des DGB-Bezirks für Mitglieder der Beiräte der 
Jobcenter stattgefunden. Seit Januar ist die Einrich-
tung von Beiräten bei den Jobcentern gesetzlich 
vorgesehen. Es zeigt sich, dass die tatsächlichen 
Beteiligungsmöglichkeiten für Gewerkschaften von 
Landkreis zu Landkreis stark variieren; zum Teil sind 
echte Mitbestimmungsmöglichkeiten vorhanden, 
zum Teil handelt es sich um reine Informationsrun-
den. Aus diesem Grund wurden vom Bezirksvor-
stand im November „Gewerkschaftliche Anforde-
rungen an die Beiräte der Jobcenter“ beschlossen. 
Kernpunkte sind eine paritätische Besetzung der 
Beiräte sowie die Einrichtung eines Ausschusses 
für öffentlich geförderte Beschäftigung, in dem im 
Konsens entschieden wird.

Niedersachsen

Seit 2000 hat die prekäre Beschäftigung in 
Niedersachsen massiv zugenommen: Die Zahl der 
Beschäftigten in Leiharbeit hat sich verdreifacht, 
Befristungen und Mini-Jobs haben stark zuge-
nommen, Vollzeitstellen wurden in großer Zahl 
abgebaut. Zudem ist der Niedriglohnsektor enorm 
angewachsen: Inzwischen arbeitet jeder fünfte 
Beschäftigte zu Niedriglöhnen. Rund 500.000 
Niedersachsen verdienen weniger als 8,50 Euro 
brutto in der Stunde.

Innerhalb eines Jahres hat die Beschäftigung in 
der Leiharbeit in Niedersachsen um 22,4 Prozent 
zugenommen – gleichzeitig hat sich die Zahl der 
sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse 
insgesamt nur um 3 Prozent erhöht. Im Oktober 
2011 waren 39 Prozent aller gemeldeten offenen 
Stellen in Niedersachsen Leiharbeitsjobs. Das ist 
ein Rekordwert. Dabei sind Leiharbeitsverhält-
nisse meist nur von kurzer Dauer. Mehr als die 
Hälfte wird nach weniger als drei Monaten wieder 
beendet, dauerhafte Beschäftigungsverhältnisse 
sind äußerst selten. LeiharbeiterInnen verdienen 
deutlich weniger als fest Angestellte, die die 
gleiche Arbeit machen. Eine Sonderauswertung 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) im Auftrag des 
DGB zeigt, dass die Verdienstunterschiede auch 
in Niedersachsen dramatisch sind: Das mittlere 
Bruttoarbeitsentgelt von LeiharbeiterInnen liegt 
43 Prozent unter dem aller Vollzeitbeschäftigten. 
Selbst bei Beschäftigten mit Berufsausbildung liegt 
der Abstand bei 40 Prozent, d.h. die LeiharbeiterIn-
nen erhalten rund 900 Euro pro Monat weniger. 

Fachkräftedebatte
Die öffentliche Debatte im Bereich der Arbeits-
marktpolitik wurde vom so genannten „Fachkräf-
temangel“ beherrscht. Hierbei wird über sehen, 
dass das zentrale gesellschaftliche Pro blem in 
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Niedersachsen nach wie vor Massenarbeits losig keit 
ist. 2011 waren über 250.000 Niedersach sen ohne 
Job. 100.000 zusätzliche Arbeitslose befanden sich 
in meist perspektivlosen arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen. Dies zeigt: Von einem allgemeinen 
Fachkräftemangel kann keine Rede sein. In fast 
allen Branchen ist die Zahl der Arbeitslosen höher 
als die Zahl der offenen Stellen.
 
Natürlich gibt es Ausnahmen wie bei den exami-
nierten Altenpflegekräften. Dieses Problem ist aber 
hausgemacht: Trotz erkennbar steigendem Bedarf 
ist die Zahl der schulischen Ausbildungsplätze 
bundesweit zurückgegangen. Zudem sind die 
Arbeitsbedingungen in den Pflegeeinrichtungen 
oftmals miserabel: Viele Pflegekräfte halten die 
derzeitige Arbeitsbelastung nicht aus und müssen 
den Beruf wechseln. Zudem sind die hier gezahlten 
Stundenlöhne von 10 bis 11 Euro für Fachkräfte 
oftmals völlig inakzeptabel. Angesichts dieser 
Zustände ist es nicht verwunderlich, dass es in der 
Pflege Probleme gibt, Fachkräfte zu finden. Wer 
Fachkräfte will, muss ihnen attraktive Arbeitsbe-
dingungen bieten. Im Übrigen gilt: Wer einem 
etwaigen zukünftigen Fachkräftemangel vorbeugen 
will, kann schon heute aktiv werden. Die Unterneh-
men können über das Angebot an Ausbildungs-
plätzen und dualen Studienplätzen das Angebot 
an Fachkräften mittelfristig selbst steuern. Leider 
tun sie hier viel zu wenig. Der DGB hat über eine 
Reihe von Aktivitäten – Stellungnahmen, Beteili-

gung an Fachforen, eigene Veranstaltungen – seine 
Argumente in die Debatte eingebracht.

Ausbildungssituation
Die von der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
veröffentlichte Bilanz für das Ausbildungsjahr 
2010/2011 hat keinen Anlass zur Entwarnung 
geboten. Wie in den Vorjahren bieten die Unter-
nehmen viel zu wenige Ausbildungsplätze an. 
Von 64.138 BewerberInnen haben nur 45 Prozent 
eine Ausbildung beginnen können. Damit konnte 
nicht einmal jeder zweite bei der BA registrierte 
Jugendliche in eine Ausbildung starten. Einem 
großen Teil der jungen Menschen wird somit der 
gelungene Start in das Berufsleben verwehrt. 
Stattdessen münden in Niedersachsen jährlich rund 
50.000 junge Menschen in die Maßnahmen des 
sogenannten „Übergangssystems“ ein. Hierbei 
handelt es sich um außerschulische Maßnahmen 
und schulische Bildungsgänge, die zu keinem qua-
lifizierten Berufsabschluss führen. In der Regel sind 
es Warteschleifen ohne echte Perspektiven. Da nur 
jeder vierte Betrieb ausbildet, gibt es ein großes 
Potential für mehr betriebliche Ausbildungsstellen. 
Es ist dringend erforderlich, das unübersichtliche 
Übergangssystem grundlegend zu reformieren. 
Junge Menschen, die trotz zahlreicher Bewerbun-
gen keinen betrieblichen Ausbildungsplatz erhalten 
haben, sollten spätestens sechs Monate nach Be-
ginn des Ausbildungsjahres eine außerbetriebliche 
Ausbildung angeboten bekommen.
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Europäischer Strukturfond (ESF)
Der DGB hat sich intensiv an der Arbeitsmarktpo-
litik im Bereich des Europäischen Strukturfonds 
beteiligt. Im ehemaligen Regierungsbezirk Lüne-
burg ist der DGB über ein durch den ESF kofinan-
ziertes Europabüro unmittelbar in die Förderpolitik 
einbezogen. 

Bremen

Im Land Bremen gibt es einen geteilten Arbeits-
markt. Im Rechtskreis SGB III, das heißt bei den 
EmpfängerInnen von Arbeitslosengeld I, sank die 
Arbeitslosigkeit erheblich. Die wirtschaftliche Ent-
wicklung besonders in den Industriebranchen wie 
Windenergie, Raumfahrt und Automobil wirkt sich 
in Bremen und Bremerhaven gleichermaßen positiv 
aus. Das Thema Fachkräftemangel wird immer stär-
ker thematisiert. In etlichen Veranstaltungen, unter 
anderem in den vom Wirtschaftssenator initiierten 
Branchendialogen, haben Gewerkschaften und der 
DGB dazu Stellung bezogen.
Schwieriger sieht die Situation im Rechtkreis SGB II 
aus. Die Arbeitslosenquote stagniert, die Langzeit-
arbeitslosigkeit verfestigt sich. Gut Zweidrittel der 
Langzeitarbeitslosen verfügen nicht über eine ab-
geschlossene Berufsausbildung und sind länger als 
zwei Jahre arbeitslos. In den Beiräten der Jobcenter 
Bremerhaven und Bremen, in die DGB und ver.di 
VertreterInnen entsandt haben, wird besonders die 
Qualifizierung der Ungelernten mit unterschiedli-
chen Projekten voran getrieben. 

Ausbildungssituation
Die Situation auf dem Ausbildungsmarkt hat sich 
in Bremen sehr entspannt, es gibt wieder mehr 
Angebote. Schwieriger ist die Lage in Bremerhaven. 
Die Qualifizierung von „AltbewerberInnen“ und 
jungen Leute mit Migrationshintergrund bleibt 
weiter Thema. Auffallend waren die Jugendarbeits-
losenzahlen in Bremen-Nord, knapp 20 Prozent der 

jungen Leute tauchten ab. Es war nicht erfahrbar, 
wo sie nach der Schule blieben. In einer sehr 
aufwendigen Nachforschung stellte die Agentur für 
Arbeit fest, dass der Großteil über einen Schulab-
schluss verfügt, allerdings nicht über eine Berufs-
ausbildung. Nun wird mit den Schulen das Konzept 
Ausbildungskonferenzen - das so genannte 
Emsland-Modell -  angewendet, um mehr Nachhal-
tigkeit und Steuerung in der Berufsorientierung zu 
erreichen.

Bremer Vereinbarung
Im letzten Jahr wurde eine weitere zweijährige 
Vereinbarung von den Sozialpartnern und den 
Kammern unterschrieben. Haupttenor ist die Ver-
besserung des Übergangs von Schule in Beruf und 
das Thema „Demografischer Wandel“. So wurde 
in diesem Jahr unter anderem ein Förderprogramm 
für Über-20jährige ohne Berufsabschluss erarbeitet, 
da dieser Gruppe der Zugang zum Ausbildungs-
markt sehr schlecht gelingt.

Sachsen-Anhalt

Die Entwicklungstendenzen auf dem Arbeitsmarkt 
in Sachsen-Anhalt haben sich 2011 fortgesetzt. 
Politische Impulse der im März neu gewählten 
Landesregierung, dem Standortimage als Billig-
lohnland mit überdurchschnittlich hohem Anteil 
an prekären Beschäftigungsverhältnissen entge-
gen wirken zu wollen, sind statistisch nicht zum 
Tragen gekommen. Die Arbeitslosenquote stagniert 
faktisch (10,6 Prozent im Oktober, Vorjahr: 11,0 
Prozent). Auch die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten ist nur geringfügig gestie-
gen (Oktober 766.400).

Beim Anteil der Leiharbeit am Jobzuwachs hält 
Sachsen-Anhalt im bundesweiten Ländervergleich 
den Negativrekord. Während die Zahl der sozialver-
sicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse insgesamt 
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um 1,4 Prozent stieg, verzeichnet das Bundesland 
13 Prozent mehr LeiharbeiterInnen. Im Juni 2011 
wurden 26.000 Leiharbeitsverhältnisse gezählt. 
Beruhigend ist, dass die seit Mai 2011 gültige euro-
paweite Arbeitnehmerfreizügigkeit sich im Wesent-
lichen nicht zusätzlich negativ ausgewirkt hat.

Sachsen-Anhalt leidet generell an einem im Bun-
desvergleich überdurchschnittlich hohen Zuwachs 
an flexiblen und unsicheren Beschäftigungsverhält-
nissen. Das hat den Abwanderungsdruck erhöht 
und die Wirtschaftskraft geschwächt. Zu diesem 
Ergebnis kommt eine Studie des Instituts für Struk-
turpolitik und Wirtschaftsförderung (ISW) Halle, 
die im Auftrag des DGB-Landesverbandes 2011 
veröffentlicht wurde. Danach liegt eine „deutliche 
Expansion“ nicht nur von Leiharbeit, sondern auch 
bei befristeter Beschäftigung, Teilzeit- und Minijobs 
sowie Arbeitsgelegenheiten vor. Auf diesem Wege 
hat sich ein annähernd gleichbleibendes Arbeitsvo-
lumen „auf mehr Köpfe“ verteilt.

Vor allem in den an die regionale Nachfrage ge-
bundenen Wirtschaftsbereichen geht die Flexibili-
sierung der Arbeitsverhältnisse mit einer besonders 
schwachen Lohnentwicklung einher. Die ISW-Studie 
sieht für die Verbesserung der Wirtschaftskraft 
Sachsen-Anhalts nur den Weg über eine verbesser-
te Beschäftigungsstruktur im Sinne des DGB-Index 
Gute Arbeit. Ähnliche Ziele hat sich auch die CDU/
SPD-Landesregierung gesetzt, wenn sie dem Jahr-
zehnte lang beschworenen Mantra vom Billiglohn-
land als Standortvorteil für Sachsen-Anhalt abge-
schworen hat. Laut Regierungsprogramm sollen 
mehr anspruchsvolle und gut bezahlte Beschäfti-
gungsverhältnisse geschaffen werden.

Die zugleich signalisierte Dialogbereitschaft ins-
besondere des Ministerpräsidenten Dr. Reiner 
Haseloff und der Wirtschaftsministerin Dr. Birgitta 
Wolf hat der DGB gemeinsam mit seinen Mitglieds-
gewerkschaften aufgegriffen. Bereits im Vorjahr 
hatte der DGB-Landesverband den „Fachkräfte-
sicherungspakt 2010“ für die Wirtschaft im Land 
Sachsen-Anhalt mit ausgehandelt und unterzeich-
net. Da zum Beispiel die Erhöhung der Tarifbindung 
als wichtiges Handlungsziel genannt ist, hält der 
DGB eine Evaluierung des Paktes inzwischen 
für dringlich geboten. Im August 2011 hat der 
Landesvorstand des DGB mit Ministerpräsident Dr. 
Reiner Haseloff eine Klausur durchgeführt. Thema: 
Wirtschaftsförderung und Fachkräftesicherungspakt 
im Verhältnis zu Tarifbindung, Sozialstandards und 
Beschäftigungseffekten.

Der DGB-Landesvorstand in Sachsen-Anhalt bei seiner Klausur mit dem Ministerpräsidenten Dr. Reiner 
Haseloff im August 2011 in der HVHS Sonneck.
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2011 war wirtschaftlich ein Jahr mit Licht und 
Schatten. Einerseits erlebte Deutschland eine gute 
Konjunktur, in vielen Unternehmen waren die Auf-
tragsbücher voll. Andererseits erreichte die massive 
Staatsschuldenkrise im Euroraum mehrere neue 
Höhepunkte. Verschärft wird diese Krisenentwick-
lung durch eine verstärkte, europaweit praktizierte 
Kürzungs- und Deregulierungspolitik – obwohl sich 
das massive Eingreifen des Staates in das Marktge-
schehen in der jüngsten Vergangenheit als richtig 
herausgestellt hat. Lehren aus der Vergangenheit 
wurden und werden hier offensichtlich nicht ge-
zogen. Der DGB hat wiederholt und nachdrücklich 
gegen diese Entwicklung argumentiert.

WISO-Info
Der DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen – 
Sachsen-Anhalt unterhält gemeinsam mit dem 
DGB-Bezirk Hessen-Thüringen einen Arbeitskreis 
für Wirtschafts- und Strukturpolitik, der als Heraus-
geber der elektronischen Publikation „WISO-Info“ 
fungiert. Diese Zeitschrift erschien im Jahr 2011 in 
drei Ausgaben. Themen waren unter anderem die 
Finanzkrise, die so genannte „Schuldenbremse“ in 
den Bundesländern sowie die Privatisierung kom-
munalen Eigentums.

Niedersachsen

„Schuldenbremse“
Der Einsatz gegen die so genannte „Schulden-
bremse“ war einer der wirtschaftspolitischen 
Schwerpunkte des DGB im Jahr 2011. Die CDU/
FDP-Landesregierung plant, diese Regelung auch 
in der Landesverfassung zu verankern und damit 
zusätzlich abzusichern. 2009 haben Bundestag 
und Bundesrat die „Schuldenbremse“ schon im 
Grundgesetz verankert. Sie schreibt ein weitgehen-
des Verbot der Neuverschuldung für den Bundes-
haushalt ab 2016 und für die Länderhaushalte ab 
2020 vor. Der DGB befürchtet, dass diese Regelung 

massive Kürzungen im niedersächsischen Haushalt 
bewirken wird – mit den entsprechenden negativen 
sozial-, bildungs- und wirtschaftspolitischen Folgen.
Im Rahmen seiner Aktivitäten gegen die „Schul-
denbremse“ hat der DGB einen gemeinsamen 
Aufruf mit neun weiteren Organisationen erarbeitet 
und veröffentlicht. Darüber hinaus hat er mehrere 
finanzpolitische Analysen vorgelegt. Am 24. Juni 
veranstaltete der DGB eine Tagung mit dem Titel 
„Finanzpolitik zwischen Schuldenbremse und Steu-
ergerechtigkeit“, die von über 100 Gästen besucht 
wurde. Für die Diskussion konnte unter anderem 
Prof. Peter Bofinger gewonnen werden, Mitglied im 
Sachverständigenrat der Bundesregierung zur Be ob-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.

Kommunalfinanzen
An der Finanzmisere der Kommunen hat sich 
auch 2011 nichts geändert. Sie gründet in der 
Wirtschaftskrise, aber insbesondere in der Steuer-
senkungspolitik der vergangenen Jahre. Der DGB 
hat die Entwicklung der Kommunalfinanzen kritisch 
beobachtet und öffentlich dazu Position bezogen.

Vergabegesetz
Die ab dem 1. Mai 2011 in der ganzen Europä-
ischen Union gültige Arbeitnehmerfreizügigkeit hat 
auch für Niedersachsen die Frage nach einem bes-

Wirtschafts- und Strukturpolitik

Heiß diskutiert: Finanzpolitik zwischen Schuldenbremse und Steuergerechtigkeit
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seren Tariftreuegesetz bzw. einem Vergabegesetz 
erneut gestellt. Der DGB fordert, dass der soziale 
Schutz der Beschäftigten bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge stärkere Berücksichtigung finden 
muss. Anders als die Opposition im Landtag hat die 
Landesregierung sich allerdings der Einsicht in die 
Notwendigkeit einer Verbesserung des bestehen-
den Gesetzes mehrfach verweigert. 

EU-Strukturförderung 
Der DGB ist in Niedersachsen in den Begleitaus-
schüssen aller drei Strukturfonds (ESF, EFRE, ELER) 
vertreten. Im Jahr 2011 standen einerseits die 
Begleitung der laufenden Förderperiode und ande-
rerseits die Vorbereitung der kommenden Förderpe-
riode im Mittelpunkt. Auf Niedersachsen kommen 
voraussichtlich Kürzungen der Strukturfondsmittel 
zu, die allerdings nicht das ursprünglich befürchte-
te Ausmaß zu erreichen scheinen. Der DGB hat ein 
umfangreiches Positionspapier zur Gestaltung der 
neuen Förderperiode ab 2014 erarbeitet. Wesent-
liches Ziel ist es, die Vergabe von Fördermitteln an 
Kriterien „Guter Arbeit“ zu binden. In der europä-
ischen Strukturförderung müssen in Niedersachsen 
auch zukünftig die Interessen der Beschäftigten 
und der Gewerkschaften Berücksichtigung finden. 

Bremen

Die wirtschaftliche Lage im Land Bremen hat sich 
im Berichtszeitraum wie schon im letzten Jahr 
positiv verändert. War im Jahr 2010 das Brutto-
inlandsprodukt um 3,8 Prozent (preisbereinigt 
um 2,8 Prozent) gestiegen, so stieg es im ersten 
Halbjahr 2011 um 5 Prozent (preisbereinigt um 4,1 
Prozent). Damit lag das Land über dem Bundes-
durchschnitt.

Neuwahl der Bürgerschaft
In Bremen wurde 2011 die Bürgerschaft neu 
gewählt. Vor der Wahl führte der DGB eine Veran-

staltung durch, in der das „Strukturkonzept Land 
Bremen 2015. Ansatz für eine sozial-ökologische 
Wirtschaftspolitik?“ mit Martin Günthner (Senator 
für Wirtschaft und Häfen) und Prof. Dr. Rudolf Hi-
ckel (Institut Arbeit und Wirtschaft IAW) diskutiert 
wurde. Der DGB untermauerte im Rahmen dieser 
Veranstaltung noch einmal seine Forderung nach 
Bremer Branchendialogen unter Federführung des 
Wirtschaftssenators.

Branchendialoge
Im Oktober wurde dann tatsächlich der erste 
Branchendialog für den Maschinen- und Anla-
genbau durchgeführt. Dabei stellten sich fünf 
Unternehmen aus diesem Bereich vor und formu-
lierten ihre Forderungen an den rot-grünen Senat. 
Vertreten waren zudem WissenschaftlerInnen der 
Hochschule Bremen und VertreterInnen der se-
natorischen Behörde (Arbeit und Wirtschaft). Von 
der Arbeitnehmerseite waren zwei VertreterInnen 
der IG Metall und des DGB anwesend. Der DGB 
regte an, dass zukünftig auch BetriebsrätInnen aus 
den beteiligten Unternehmen eingeladen werden 
und die Problematik „Beruf und Familie“ auf die 
Agenda gesetzt wird.

Vergabegesetz im Land Bremen
Nachdem der Mindestlohn im letzten Jahr im 
Tariftreue- und Vergabegesetz auf 8,50 Euro erhöht 
wurde, findet zurzeit eine Diskussion über ein Lan-
desmindestlohngesetz statt. Falls die Initiative für 
einen Mindestlohn auf Bundesebene, die das Land 
Bremen in den Bundesrat mit eingebracht hat, 
nicht umgesetzt wird, wird das Land ein eigenes 
Mindestlohngesetz einführen.

In diesem Jahr setzt sich besonders der Bürger-
meister Jens Böhrnsen sehr stark für die Umset-
zung des Mindestlohns und die Bekämpfung von 
prekären Beschäftigungsformen im Öffentlichen 
Bereich ein. So wurde gemeinsam mit der Finanz-
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senatorin Karoline Linnert eine Arbeitsgruppe mit 
VertreterInnen der Gewerkschaften und Betriebs-
räten eingesetzt. Aufgabe ist die Aufdeckung und 
Beseitigung prekärer Beschäftigung in Kindertages-
stätten, Universitäten und Krankenhäusern.

Finanzkrisen
Anfang Dezember wird der DGB eine Veranstaltung 
zu den aktuellen Krisen durchführen. Diskutieren 
werden dort Dierk Hirschel, Chefsvolkwirt der Ge-
werkschaft ver.di, Folker Hellmeyer, Chefvolkswirt 
der Bremer Landesbank, und Cornelius Neumann-
Redlin, Hauptgeschäftsführer der Unternehmens-
verbände im Lande Bremen.

Begleitausschüsse EFRE und ESF
Der DGB unterstützt im Grundsatz die Operatio-
nellen Programme des EFRE und des ESF für die 
Förderperiode 2007 – 2013 wie auch die darin 
vorgeschlagenen Ziele. 

Im EFRE-Bereich sind zwei Prioritätsachsen vorge-
sehen. Zum einen „Wachstum fördern - Innovation 
und Wissen voranbringen“. Hier sollen innovative 
Technologien, Wissens- und Technologietransfer, 
betriebliche Leistungs- und Anpassungsfähigkeit 
sowie betriebliche Investitionen gefördert wer-
den. Mit der zweiten Priorität, „Städtische Wirt-
schafts- und Lebensräume aktivieren“, sollen die 
Stadtteilzentren- und Quartiersentwicklung, die 
Entwicklung von städtischen Wirtschaftsräumen 
mit besonderen Potentialen und die Profilierung 
der Städte Bremerhaven und Bremen unterstützt 
werden.

Im Bereich ESF wurden drei Prioritäten formuliert, 
die folgende strategische Ziele beinhalten: Zu-
kunftsbranchen stärken, um das Arbeitsangebot für 
Frauen und Männer zu erhöhen; Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit, um den sozialen Zusam-
menhalt der Gesellschaft zu stärken; und schließ-

lich die Steigerung der Chancen von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen auf dem Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt.

Der DGB wird die Umsetzung der Programme 
weiter kritisch begleiten. In der nächsten Zeit wird 
es darum gehen, die inhaltliche Ausrichtung der 
bremischen Programme (EFRE und ESF) für die 
neue Förderperiode zu diskutieren und die Interes-
sen der Beschäftigten einzubringen.

Metropolregion Bremen-Oldenburg
Der DGB Bremen-Elbe-Weser ist mit einem Sitz 
in der Versammlung der Metropolregion Bremen-
Oldenburg vertreten und hat deren Arbeit kritisch 
begleitet. Im Berichtszeitraum hat der DGB einen 
Antrag an den Förderfonds der Metropolregion 
gestellt. In dem Projekt „GUTE ARBEIT – Qualitäts-
merkmal für den Nordwesten“ sollte exemplarisch 
die Qualität der Arbeit in zwei Kernbranchen der 
Metropolregion untersucht sowie Strategien und 
Ansatzpunkte für eine weitere Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen als ein Qualitätsmerkmal 
der Metropolregion entwickelt werden, um so für 
ausreichende Fachkräfte zu sorgen. Leider ist der 
Antrag abgelehnt worden.

Die Bremer Stadtmusikanten werben bei SPD-Spitzenkandidat Jens Böhrnsen und SPD-Landesvorsitzenden 
Andreas Bovenschulten für den Mindestlohn.
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Sachsen-Anhalt

Fachkräftepakt
Der DGB hat seine Mitarbeit im Fachkräftepakt 
auch im Jahr 2011 aktiv fortgesetzt. Ziel des Paktes 
ist es, die Auswirkungen des demografischen Wan-
dels auf den Arbeitsmarkt zu bewältigen, indem 
alle wichtigen AkteurInnen in den Diskussions- und 
Umsetzungsprozess einbezogen werden. Mitt-
lerweile ist auch das Sozialministerium dem Pakt 
beigetreten, die Staatskanzlei hat die Federführung  
übernommen, so dass der Ministerpräsident Dr. 
Reiner Haseloff zu den Sitzungen einlädt. Die Part-
ner haben für 2012 eine Evaluierung vereinbart.

Bürgschaftsausschuss
Der DGB nimmt regelmäßig an den Sitzungen mit 
beratender Stimme teil. Da die Zahl der Anträge 
zurückgeht, fanden die Sitzungen 2011 seltener 
statt.

Vergabegesetz
Der DGB und seine Gewerkschaften haben im 
Rahmen des Landtagswahlkampfes einen eigenen 
Gesetzentwurf für das Vergaberecht eingebracht. 
Ebenso wurde über Sozialstandards bei der Verga-
be von Wirtschaftsfördermitteln diskutiert. Nach 
der Regierungsbildung hat zwischenzeitlich die SPD 
den Gewerkschaften einen Vergabegesetzentwurf 
vorgelegt. Zu diesem werden Ende November die 
ersten Gespräche stattfinden. Begrüßenswert ist 
der vorgesehene Mindestlohn von 8,50 Euro. 

Die CDU/SPD-Landesregierung hat im Herbst einen 
ersten Entwurf zur Verankerung von Sozialstan-
dards bei der Vergabe von Wirtschaftsfördermitteln 
vorgelegt. Dieser entsprach allerdings nicht den 
Vorstellungen des DGB, so dass hier weitere Ge-
spräche angestrebt werden.

EU-Strukturfonds
Der DGB arbeitet aktiv im Begleitausschuss zur 
Durchführung der Operationellen Programme des 
EFRE und des ESF in Sachsen-Anhalt mit. Das 
durch den DGB als Lead Partner geführte Kom-
petenzzentrum zur Stärkung der Wirtschafts- und 
Sozialpartner des Landes Sachsen-Anhalt hat seine 
Arbeit erfolgreich fortgesetzt. 

Der DGB hat in diesem Jahr ein eigenes Projekt 
eingereicht und bewilligt bekommen. Inhalt des 
Projektes ist es, den DGB-Index „Gute Arbeit“ für 
Sachsen-Anhalt erstellen zu lassen. Ergebnisse 
werden voraussichtlich im Februar des nächsten 
Jahres veröffentlicht.
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Der bezirksweite Arbeitskreis Bildung hat im Jahr 
2011 drei Mal getagt. Mitglieder des Arbeitskreises 
sind VertreterInnen der Mitgliedsgewerkschaften, 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) und 
der Wissenschaft. Ein wesentlicher Teil der Arbeit 
ist die Weiterentwicklung der Positionen des DGB 
zu allen Bereichen der Bildung und zwar vom 
Elementarbereich über Schule, Berufsbildung 
und Hochschule bis hin zur Weiterbildung. Ein 
thematischer Schwerpunkt war in diesem Jahr 
der Übergang zwischen Schule und Berufsaus-
bildung. Sowohl in den Arbeitskreissitzungen als 
auch in einer Informationsveranstaltung wurde 
über das sogenannte „Hamburger Modell“ zum 
Übergangssystem gesprochen und als Alternative 
zum niedersächsischen System diskutiert. Auch im 
kommenden Jahr wird das Thema Übergangsystem 
im Vorfeld der niedersächsischen Landtagswahlen 
weiter verfolgt und begleitet werden.

Niedersachsen

Allgemeinbildende Schulen
Schwerpunkt im Jahr 2011 war die Neuordnung 
der Schulstruktur in Niedersachsen. Sowohl zu den 
Anträgen der Fraktion der SPD, der Linken, Bündnis 
90/Die Grünen und zum Gesetzesentwurf zur Neu-
ordnung der Schulstruktur der Fraktionen von CDU 
und FDP hat der DGB Stellungnahmen abgegeben. 
Auch die untergesetzliche Regelung zur Schulform 
Oberschule hat der DGB Niedersachsen kritisch 
begleitet.

Außerdem hat der DGB Stellungnahmen zum Er-
lassentwurf „Berufsorientierung an den allgemein 
bildenden Schulen“ und zur schulpsychologischen 
Beratung veröffentlicht.

Im November wurde von den Fraktionen der CDU 
und der FDP ein Gesetzesentwurf zur „Einführung 
der inklusiven Schule in Niedersachsen“ vorgelegt. 

Nach der Anhörung der Verbände soll das Gesetz 
Anfang 2012 in Kraft treten. Insgesamt beurteilt 
der DGB diesen Schritt sehr positiv, kritisiert jedoch, 
dass weiterhin das unveränderte Parallelsystem 
von Förderschulen und allgemeinbildenden Schulen 
bestehen bleiben soll. 

Schwerpunktthemen im niedersächsischen Lan-
desschulbeirat waren die Konsequenzen und 
Aufgaben, die durch den diesjährigen doppelten 
Abiturjahrgang entstehen, und die „Schulgesetzno-
velle Schulstruktur und Inklusion“. Zusätzlich fand 
im November eine Sondersitzung zum Gesetzes-
entwurf „„Einführung der inklusiven Schule in 
Niedersachsen“ statt.

Hochschulpolitik
Der Hochschulpolitische Arbeitskreis des DGB hat 
auch in diesem Jahr die Entwicklungen im univer-
sitären Bereich und dabei insbesondere die dortige 
Arbeitsplatzsituation kritisch begleitet. Themen-
schwerpunkte der Sitzungen waren „Die Situation 
der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit - 
 arbeiter an den niedersächsischen Hochschulen – 
das akademische Prekariat?“ und „Qualität der 
Wissen schaft statt Schaufenster-Forschung“.

Bildungspolitik

Wissenschaftsministerin Johanna Wanka diskutiert mit den Mitgliedern des HoPoAK.
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In seiner Jahrestagung befasste sich der Hochschul-
politische Arbeitskreis mit der Frage „Offene 
Hoch schule – Hochschule offen?“. Mit der nieder-
sächsischen Wissenschaftsministerin Prof. Dr. 
Johanna Wanka und fachkundigen Referentinnen 
und Referenten wurden die Chancen und Ziele 
einer Öffnung der Hochschule im Podium diskutiert.

Netzwerk Kooperationsstellen
Das „Netzwerk Kooperationsstellen“ koordiniert 
die Arbeit der fünf Kooperationsstellen Hochschule 
und Gewerkschaften in Niedersachsen. Diese sitzen 
in Braunschweig, Göttingen, Hannover, Oldenburg 
und Osnabrück. Ein regelmäßig erscheinendes 
Netz werk-Info informiert über die Schwerpunkte 
ihrer Tätigkeit sowie über Netzwerktreffen und 
Veranstaltungen. In den Beiräten der Kooperations-
stellen arbeiten Vertreterinnen und Vertreter der 
DGB-Regionen und des DGB-Bezirks mit.

Bremen

Hochschulpolitik
Der DGB hat sich im Berichtszeitraum mit den 
Entwicklungen an den bremischen Hochschulen 
und der Hochschulpolitik beschäftigt. Wie in den 
letzten Jahren war die Zusammenarbeit zwischen 
dem DGB und dem Institut für Arbeit und Wirt-
schaft (IAW) sehr gut. Zusammen mit anderen 
AkteurInnen von Hochschulen und Instituten hat 
der DGB die Diskussion über eine Verbesserung 
der Zusammenarbeit an der Hochschule in Bremen 
geführt. Daraus ist ein Antrag zur Einrichtung einer 
Kooperationsstelle Hochschule-Gewerkschaften 
entstanden. Diesen hat der DGB an die Hans-
Böckler-Stiftung gestellt.

Hochschulpolitischer Arbeitskreis
Seit Oktober 2008 existiert der hochschulpoli-
tische Arbeitskreis des DGB, in dem Lehrende, 
Studierende und MitarbeiterInnen der Universität 

und der Hochschulen im Land Bremen mitwirken. 
Grundlage der Arbeit ist das hochschulpolitische 
Positionspapier, das im AK erarbeitet und vom 
Regionsvorstand beschlossen wurde. Aufgrund der 
öffentlich geführten Diskussion über die sogenann-
ten „Affenversuche“ und über Rüstungsforschung 
an der Universität Bremen hat der Arbeitskreis 
eine Veranstaltung mit dem Titel „Wissenschaft in 
gesellschaftlicher Verantwortung“ durchgeführt. 
Zur Thematik haben diskutiert Dr. Klaus Kock, 
Kooperationsstelle Wissenschaft – Arbeitswelt, 
Sozialforschungsstelle,  TU Dortmund, Prof. 
Dr. Arnim von Gleich, Universität Bremen, FB 
Produktionstechnik, Mitglied der NanoKommission 
der Bundesregierung, sowie Christian Pade, Uni-
versität Bremen, FB Produktionstechnik, Mitglied 
im Promotionskolleg nanoToxCom. Der AK führte 
die Veranstaltung in Kooperation mit dem ASTA der 
Universität Bremen, dem IAW und der Akademie 
für Arbeit und Politik durch.

Der Arbeitskreis beschäftigte sich zudem mit der 
finanziellen und personellen Situation an den 
Hochschulen im Land Bremen. Aus diesen Diskus-
sionen entstand die gemeinsam mit der Arbeit-
nehmerkammer Bremen durchgeführte Konferenz 
„Entwicklung bremischer Hochschulen und ihrer 
wissenschaftlich Beschäftigten“. Die Beiträge 
wurden in dem Tagungsband „Überreformiert, 
unterfinanziert und prekarisiert?“ von der Arbeit-
nehmerkammer herausgegeben und können dort 
angefordert werden.

Zurzeit diskutiert der AK aufgrund der Debatte über 
die Zivilklausel an der Universität Bremen über 
einen Verfahrensvorschlag, wie zukünftig Entschei-
dungsprozesse unter Einbeziehung der verschie-
denen Statusgruppen getroffen werden sollen, ob 
Projekte unter Rüstungsforschung zu subsumieren 
sind oder nicht (Dual-Use-Problematik).
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Sachsen-Anhalt

Allgemeinbildende Schulen
Im Rahmen der Mitarbeit im Landesschulbeirat ist 
der DGB aktiv an der Erarbeitung von Stellungnah-
men beteiligt und wird bei Bedarf koordinierend 
tätig. Stellungnahmen wurden unter anderem zu 
Anhörungen von Rahmenrichtlinien erarbeitet und 
mit den zuständigen Gewerkschaften abgestimmt.

Hochschulen
An der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg 
existiert ein Hochschulinformationsbüro, das der 
DGB gemeinsam mit der GEW und dem Studieren-
denrat betreibt. Weitere Kooperationsbeziehungen 
bestehen zwischen dem DGB Sachsen-Anhalt und 
der Hochschule Magdeburg/Stendal, Fachbereich 
Sozial- und Gesundheitswesen. Gemeinsam mit der 
Fachhochschule wurden Fortbildungen zum SGB II 
und SGB III sowie zum Erfahrungsaustausch von 
AkteurInnen organisiert.
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Niedersachsen

Sozialwahlen 2011
Die Sozialwahlen bei der Deutschen Rentenversi-
cherung Braunschweig-Hannover, der Deutschen 
Rentenversicherung Oldenburg-Bremen und bei der 
AOK Niedersachsen konnten in Form von Friedens-
wahlen durchgeführt werden. In der konstituie-
renden Sitzung der Deutschen Rentenversicherung 
Braunschweig-Hannover wurde auf Seiten der 
VersichertenvertreterInnen Horst Fricke (DGB) zum 
Vorsitzenden des Vorstandes sowie Herbert Scheibe 
(IG Metall) zum  Vorsitzenden der Vertreterver-
sammlung gewählt.

Aufgrund eines Beschlusses der Vertreterversamm-
lung, an dem der DGB-Bezirk nicht beteiligt war, 
wurde die Anzahl der Versichertenältesten von 164 
auf 84 abgesenkt. Dadurch konnten viele qualifi-
zierte und engagierte Kolleginnen und Kollegen, 
die bisher sehr gute Arbeit geleistet hatten, nicht 
erneut vorgeschlagen und gewählt werden.

In der konstituierenden Sitzung der Deutschen 
Rentenversicherung Oldenburg-Bremen wurde 
auf Seiten der VersichertenvertreterInnen Marita 
Rosenow (DGB) zur Vorsitzenden des Vorstandes 
und Torsten Gerdes (ver.di) zum Vorsitzenden der 
Vertreterversammlung gewählt. 

In der konstituierenden Sitzung der AOK Nieder-
sachsen wurde Ulrich Gransee (DGB) zum alternie-
renden Vorsitzenden des Verwaltungsrates gewählt.  
Hartmut Tölle (DGB) wurde in den Aufsichtsrat des 
AOK-Bundesverbandes und in den Verwaltungsrat 
des GKV-Spitzenverbandes gewählt. 

Zu den wichtigen Aufgaben der DGB-VertreterIn-
nen in der sozialen Selbstverwaltung in den näch-
sten sechs Jahren gehört auch die Information über 
ihre Arbeit und deren positive Auswirkung für die 

Versicherten. Eine Übersicht über alle gewählten 
DGB-VertreterInnen ist im Anhang zu finden. 

Landesarmutskonferenz
Der DGB ist Mitglied der Landesarmutskonferenz 
(LAK) Niedersachsen und hat sich aktiv an deren 
Arbeit beteiligt. Lars Niggemeyer wurde im No-
vember zu einem von drei Sprechern gewählt. 
Die LAK ist als Mitförderin der Kunstausstellung 
„Meet!2011“ in Erscheinung getreten. Die Aus-
stellung hatte die menschlichen Grundbedürfnisse 
„Nahrung, Obdach, Kleidung“ zum Thema, fand 
guten Anklang bei Publikum und Presse und sorgte 
für Vernetzung zwischen (oft pre kären) Künstle-
rInnen und Organisationen der LAK.

Bremen

Schere zwischen Arm und Reich
Soziale Ungleichheit ist und bleibt das beherr-
schende Thema im Land Bremen. Die Arbeit-
nehmerkammer Bremen hat in ihrem Bericht zur 
sozialen Lage 2011 den Schwerpunkt „Armut von 
Frauen“ ausführlich bearbeitet. Der DGB hat dies in 
Diskussionsrunden und Veranstaltungen begleitet. 
Bildungsarmut, prekäre Beschäftigungsformen bis 
hin zu Armut im Alter sind sozialpolitische Heraus-
forderungen, die den Haushalt des Landes Bremen 
sehr stark belasten. Zweidrittel des Sozialetats sind 
gebundene Mittel, der Spielraum für Gestaltung 
ist gering. Die Schere zwischen Arm und Reich war 
auch Schwerpunktthema im Wahlkampf zur Bür-
gerschaftswahl im Mai 2011. Gemeinsam mit dem 
KDA (Kirchlicher Dienst in der Arbeitswelt) und 
dem forum arbeit veranstaltete der DGB Diskus-
sionsrunden und einen Bürgerschaftstalk mit den 
SpitzenkandidatInnen aller Parteien. 

Sozialpolitik
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Sozialwahlen
Mit den Sozialwahlen im Juni 2011 wurden die 
Verwaltungsräte der Krankenkassen neu besetzt. In 
den meisten Kassen gab es Friedenswahlen. In der 
AOK Bremen-Bremerhaven ist der DGB federfüh-
rend. Bei der Handelskrankenkasse (Fusion hkk mit 
der IKK) gab es Urwahlen. Leider haben sich alle 
Befürchtungen bewahrheitet,  DGB und ver.di sind 
nur noch mit zwei Mitgliedern vertreten.

Zur besseren Koordination der Arbeit in Sachen 
Sozialpolitik hat der DGB einen Arbeitskreis einge-
richtet, in dem VertreterInnen aller Krankenkassen 
zu gesundheitspolitischen Themen diskutieren.

Sachsen-Anhalt

Die Sozialwahlen sind erfolgreich gelaufen, die 
neuen Verwaltungsräte bei den Krankenkassen 
haben sich konstituiert. Bei den Vorsitzenden auf 
Arbeitnehmerseite gab es keine Änderungen.
Bei der Rentenversicherung Mitteldeutschland fand 
ebenfalls die Konstituierung statt. Vereinbarungs-
gemäß ging der Vorsitz der Vertreterversammlung 
nach Thüringen, Vorstandsvorsitzender wurde mit 
Udo Gebhardt vereinbarungsgemäß ein ordent-
liches Mitglied aus Sachsen Anhalt.

Zum Auftakt hat der DGB gemeinsam mit Sachsen 
und Thüringen eine Veranstaltung am 30. März in 
Leipzig durchgeführt.

Mit der Friedrich-Ebert-Stiftung führte der DGB 
wieder gemeinsame Veranstaltungen zu den The-
men „Haben wir bald einen Pflegenotstand?“ in 
Merseburg und „Wie viele Krankenhäuser braucht 
das Land?“ in Halberstadt durch.

Kinderbetreuungsgesetz
Seit dem Sommer lädt Sozialminister Norbert 
Bischoff wieder zu Diskussionen über ein neues 
Kinderbetreuungsgesetz ein. Hierbei geht es unter 
anderem über den Ganztagsanspruch von Kindern 
erwerbsloser Eltern und um den Betreuungsschlüs-
sel. In diesem Zusammenhang ist die Initiative 
„Bündnis für ein kinderfreundliches Sachsen-An-
halt“ wieder aufgelebt und hat ihre Forderungen 
erneuert. Die Eckpunkte der Landesregierung 
liegen vor. Diese werfen aber mehr Fragen auf, als 
sie Antworten geben. Der Gesetzesentwurf soll 
Anfang des Jahres 2012 vorliegen.
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Öffentlicher Dienst / Beamtenpolitik

Nach § 2 der Satzung des DGB nimmt dieser die 
Funktion als Spitzenorganisation in Fragen des 
Beamten- und Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern wahr und koordiniert die gemeinsamen 
Aufgaben der Gewerkschaften für die Beamtinnen 
und Beamten. In enger Abstimmung und kon-
struktiver Zusammenarbeit mit den beteiligten 
Mitgliedsgewerkschaften werden die Beteiligungs-
rechte in Gesetzgebungsverfahren wahrgenommen, 
Stellungnahmen erarbeitet, Beteiligungsgespräche 
geführt und darüber hinaus Grundsatzpositionen 
in beamtenrechtlichen Fragen (zum Beispiel zum 
Laufbahnrecht oder zu Besoldung und Versorgung) 
entwickelt. 

Niedersachsen

Die Landesbeamtenkommission (LBK) hat 2011 
drei Mal getagt und sich mit verschiedenen Ge-
setzes- und Verordnungsentwürfen sowie aktuellen 
beamtenpolitischen Fragen befasst. Schwerpunkt 
war der Entwurf der 81er-Vereinbarung zum Perso-
nalmanagementverfahren (PMV). Daneben hat 
der DGB unter anderem Stellung genommen zur 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für 
den allgemeinen Verwaltungsdienst in der Laufbahn 
der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allgemeine 

Dienste und zum Entwurf einer Niedersächsischen 
Beihilfeverordnung (NBhVO).

Die Übernahme der Tarifeinigung für die Länderbe-
schäftigten im TV-L auch für den Besoldungs- und 
Versorgungsempfängerbereich wurde vom DGB und 
seinen Mitgliedsgewerkschaften begrüßt. Dennoch 
wurden im Rahmen einer Pressekonferenz  not-
wendige weitere Forderungen für Feuerwehr- und 
PolizeibeamtInnen sowie Lehrkräfte erhoben und 
gegenüber der Landesregierung unter anderem in 
einem Gespräch mit Finanzminister Hartmut Möll-
ring vertreten.

Des Weiteren nahm der DGB Stellung zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 
Beamtenversorgungsgesetzes sowie zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften in Niedersachsen. Die 
damit auch vorgesehene Ein führung der „Trennung 
der Systeme“ – also die Trennung von Beamten-
versorgung und gesetzlicher Rentenversicherung 
für zwischen Beamten- und Arbeitnehmerstatus 
Wechselnden - wurde nach ausführlicher Diskussion 
in der LBK grundsätzlich begrüßt, aber auch kritisch 
begleitet. Das entspre chende Gesetz soll im Früh-
jahr 2012 in Kraft treten.

Vereinbarungen nach § 81 NPersVG
81er-Vereinbarungen werden abgeschlossen 
zwischen der Spitzenorganisation der zuständigen 
Gewerkschaften (dem DGB) und der Landesre-
gierung. Im Jahr 2011 wurden die „Vereinbarung 
zur Steigerung der Europakompetenz und inter-
nationaler Erfahrungen in der niedersächsischen 
Landesverwaltung“ und die „Vereinbarung zur 
Gewährung von unverzinslichen Vorschüssen auf 
Bezüge“ abgeschlossen und unterzeichnet. Die 
Verhandlungen zum PMV dauern noch an.

Der DGB begrüßt den Beschluss des niedersäch-
sischen Landtags, den Beamtinnen und Beamten 

Eberhard Brandt (GEW), Marita Rosenow (ver.di), Dietmar Schilff (GdP) und Hartmut Tölle (DGB) präsentieren 
die DGB-Forderungen zur Beamtenbesoldung.
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in Zukunft einen flexiblen Eintritt in den Ruhestand 
zu ermöglichen. Allerdings wurde kritisiert, dass die 
Betroffenen deutliche Versorgungsabschläge hin-
nehmen müssen. Dass gleichzeitig mit den flexiblen 
Altersgrenzen auch die Pension mit 67 eingeführt 
wurde, stößt auf deutliche Ablehnung des DGB. 
Die Beibehaltung der besonderen Altersgrenzen für 
Polizei, Feuerwehr und Justizvollzug unterstützt der 
DGB, er kritisiert jedoch die Nichtruhegehaltsfähig-
keit der Zulagen für diese Vollzugsdienste.

Bremen

Die Landesbeamtenkommission tagte regelmäßig. 
Im Frühjahr forderte sie die zeit- und wirkungs-
gleiche Übernahme des Tarifabschlusses der Länder 
auf Beamtinnen und Beamte. Rund 2.500 Beam-
tInnen von Feuerwehr, Polizei und aus Schulen 
sowie Beschäftigte aus dem Verwaltungsbereich 
demonstrierten auf dem Marktplatz, um gegen die 
Abkopplung der BeamtInnen zu kämpfen. 

Im Oktober 2011 wurde der Entwurf eines „Ge-
setzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften“ 
vorgelegt, in welchem folgende Änderungen 
vorgesehen sind:
- Das Beförderungsdatum wird vom 1.1.2012 

vorgezogen auf den 1.12.2011.

- Die Jubiläumszuwendungen werden nicht 
gestrichen.

- Die Altersgrenze wird von 65 auf 67 angehoben.

- In Polizei und Justiz wird die Altersgrenze von 
60 auf 62 angehoben.

- Bei der Feuerwehr wird ein noch nicht näher 
benanntes Modell aus anderen Bundesländern 
übernommen. Auch dort eine Anhebung auf 62, 
unter Berücksichtigung besonderer Belastungen 
ist eine Pensionierung auch früher möglich.

- Die freiwillige Verlängerung der Arbeitszeit bei 
der Polizei bleibt. Bisher haben sich 20 bis 25 
Prozent dafür entschieden. 

- Die Eingangsbesoldung während der Probezeit 
soll bei der Polizei um ca. 200,- Euro monatlich 
abgesenkt werden.

- Die Heilfürsorge soll nach anderen norddeut-
schen Modellen geregelt werden (Hamburg und 
Niedersachsen haben seit 1999 für neu Einge-
stellte keine Heilfürsorge mehr). 

Nach § 93 des Bremischen Beamtengesetzes 
ist der DGB im Beteiligungsverfahren zu einer 
Stellungnahme aufgefordert. Der DGB wird diese 
Änderungen ablehnen.

Sachsen-Anhalt

Der Abschlussbericht der Enquetekommission des 
Landtags von Sachsen-Anhalt zur Personalentwick-
lung liegt mittlerweile vor. Daran anschließend ist 
ein Personalentwicklungskonzept veröffentlicht 
worden, in dem die Neueinstellung für die Polizei 
gesenkt wurde, so dass Zusagen nicht eingehalten 
worden sind.

Der DGB hat zu allen Gesetzesentwürfen Stel-
lungnahmen abgegeben. Der DGB und die Ge-
werkschaften des Öffentlichen Dienstes arbeiten 
konstant im Landespersonalausschuss und im 
Beirat für Versorgung mit. Es fanden regelmäßig 
Gespräche mit dem Innenminister und dem Finanz-
minister statt.

Die neue Landesregierung will das Personalvertre-
tungsgesetz ändern. Der DGB hat einen Entwurf 
geschrieben, in dem alle Änderungswünsche der 
Gewerkschaften enthalten sind, und diskutiert 
diesen mit den Fraktionen.
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Der Bezirkfrauenausschuss hat 2011 drei Mal ge-
tagt, neu vertreten im Ausschuss sind Petra Ziegel 
(ver.di) und Garnet Alp (IG Metall). Außerdem 
haben sich die im DGB-Bezirk für Frauenpolitik Zu-
ständigen im Rahmen einer Frauen-Klausurtagung 
getroffen und gemeinsam Ziele für ihre Arbeit 
abgesteckt.

In der zweitägigen Frauen-Sommertagung in Han-
nover haben sich Teilnehmerinnen aus Niedersach-
sen, Bremen und Sachsen-Anhalt mit dem Thema  
„Ausbeutung und Widerstand in der globalen 
Textilindustrie“ auseinander gesetzt. Auch einzel-
ne DGB-Regionen haben sich später mit dieser 
Problematik näher beschäftigt. Die „Kampagne 
für Saubere Kleidung (Clean Clothes Campaign)“ 
engagiert sich seit Jahren transnational für die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der glo-
balen Textilindustrie. Es ist kein Zufall, dass es fast 
ausschließlich Frauen sind, die unter oft unmensch-
lichen Bedingungen Markenkleidung herstellen.

Unter dem Motto „Heute für morgen Zeichen 
setzen - 100 Jahre Internationaler Frauentag“ sind 
bezirksweit über 50 DGB-Veranstaltungen rund um 

den 8. März durchgeführt worden. Medien berich-
teten über die Aktionen, viele neue Netzwerke sind 
entstanden.

Niedersachsen

Internationaler Frauentag
Anlässlich des hundertsten Jahrestages des Inter-
nationalen Frauentages lud der DGB zusammen mit 
dem Europäischen Informations-Zentrum (EIZ) Nie-
dersachsen mit Unterstützung von Landesfrauenrat 
Niedersachsen und dem Team Gleichstellung der 
Region Hannover im März zu einem Parlamenta-
rischen Abend ein. Unter dem Motto „100 Jahre 
Internationaler Frauentag - Hart gekämpft – wenig 
erreicht?“ beleuchteten die Präsidentin der Euro-
pean Women´s Lobby, Brigitte Triems, und Claudia 
Menne vom DGB-Bundesvorstand aktuelle frau-
enpolitische Fragen, auf dem Podium diskutierten 
die frauenpolitischen SprecherInnen der nieder-
sächsischen Landtagsfraktionen. Der thematische 
Bogen wurde dabei von der Europäischen Union 
über die Bundesebene bis nach Niedersachsen ge-
spannt. Die Veranstaltung wurde von rund hundert 
TeilnehmerInnen besucht.

Gleichstellungs- und Frauenpolitik

Die frauenpolitischen SprecherInnen der niedersächsischen Landtagsfraktionen diskutierten beim Parlamentarischen Abend.
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Der DGB Niedersachsen hat gemeinsam mit der 
DGB-Region Niedersachsen-Mitte und weiteren 
Kooperationspartnern das Frauenfrühstück am 8. 
März organisiert. Die Veranstaltung war mit 150 
TeilnehmerInnen sehr gut besucht.

Equal pay day
Am 25. März hat ein breites Aktionsbündnis, an 
dem auch der DGB beteiligt ist, eine Konferenz 
zu „Fair P(I)ay- neue Spielregeln für die Gleichbe-
rechtigung am Arbeitsmarkt der Zukunft“ in den 
Räumlichkeiten der IGBCE in Hannover durchge-
führt und eine gemeinsame Erklärung herausgege-
ben. In dieser „Charta der Gleichberechtigung am 
Arbeitsplatz“ wurden die Forderungen des Bünd-
nisses zu Entgeltgleichheit zur Sprache gebracht. 
Das Bündnis hatte bereits in den letzten Jahren 
zusammengearbeitet.

Landesfrauenrat Niedersachsen e.V.
Naciye Celebi-Bektas ist als Vertreterin des DGB in 
den Vorstand des Landesfrauenrats Niedersachsen 
gewählt worden. Sie leitet außerdem die Arbeits-
gruppe Frau und Wirtschaft. 

DGB-Landesfrauenausschuss
Der Landesfrauenausschuss hat in diesem Jahr 
sieben Mal getagt. Er beschäftigte sich mit dem 
Projekt des DGB-Bundesvorstandes „Familiener-
nährerin“, demzufolge zunehmend mehr Frauen 

als Hauptverdienerin ihre Familie ernähren, und 
diskutierte, welche gesellschaftlichen Folgen diese 
Entwicklung hat. Außerdem stellte Astrid Knüttel, 
Abteilungsleiterin für Frauen und Gleichstellungs-
politik der IG Metall, das Projekt „Work-Life-
Balance als Handlungsfeld betrieblicher Gleichstel-
lungspolitik“ vor.  

Eine Initiative von Frauen aus der Politik, Nicht-
Regierungs-Organisationen und dem DGB hat 
sich zum Thema „Frauen in Führungspositionen“ 
zusammengeschlossen, um gemeinsam in Nieder-
sachsen auf das Thema aufmerksam zu machen.

Bremen

Der Landesfrauenausschuss in Bremen hat sich 
neu konstituiert. Er arbeitet kontinuierlich an den 
Themen eg-check, ungleiche Bezahlung, Frauenbe-
schäftigung in der Industrie und soziale Lage von 
Frauen. Es gibt eine gute Vernetzung zum Bremer 
Frauenausschuss, zur Arbeitnehmerkammer und 
allen relevanten Frauenorganisationen. Die DGB-
Frauen beteiligen sich aktiv am equal pay day.
Highlight in 2011 waren die Veranstaltungen zu 
100 Jahre Frauentag. Passend zu diesem Datum 
wurde eine Gewerkschafterin vom Bremer Frauen-
ausschuss zur Bremer Frau des Jahres gekürt. 
Eine Veranstaltung im DGB-Haus mit Frauen aus 
Finnland, Russland, Türkei und Kolumbien stand 
unter der Fragestellung „Wie feiern Frauen den 
Internationalen Frauentag anderswo?“. Die Veran-
staltung war sehr gut besucht und wurde beson-
ders von Migrantinnen als ein Schritt des Aufeinan-
derzugehens sehr positiv bewertet. 

Entgeltungleichheit ist bei den Gewerkschaften 
weiterhin Thema. Gemeinsam mit der Bremischen 
Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichbe-
rechtigung der Frau und dem Wirtschaftssenator 
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Martin Günthner arbeitet der DGB an einem Modell-
projekt, das die Methode „eg-check“ in drei Betrie-
ben einsetzen soll. Ziel ist es zu verdeutlichen, dass 
Männer und Frauen ungleich bezahlt werden und 
wie dem entgegengesteuert werden kann. 
Das zweite Projekt richtet sich an Betriebs- und 
Personalrätinnen. Gemeinsam mit der Arbeit-
nehmerkammer führt der DGB das auf diese 
Zielgruppe zugeschnittene Mentoringprogramm 
fort. Der erste Durchgang war positiv und hat zur 
Stabilisierung der Betriebsrätearbeit beigetragen. 
In 2012 sind Personalratswahlen, dann wird die 
Unterstützung des DGB besonders gefordert sein. 
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Jugendbildungsarbeit
„Bilde dich, bilde andere, bilden wir eine solida-
rische Gesellschaft“ war das Motto der diesjäh-
rigen Jugendbildungsarbeit der DGB-Jugend im 
Bezirk. Vielfältige Bildungsveranstaltungen mit 
Auszubildenden, SchülerInnen sowie Studierenden 
zu Themen wie gesellschaftliche Teilhabe und Inte-
ressenvertretung, Zukunfts- und Berufsorientierung, 
Courage (Antidiskriminierung/Antirassismus) und 
geschlechterreflektierende Bildungsarbeit/Gender 
fanden statt. 

In Kooperation mit den Mitgliedsgewerkschaften 
war die DGB-Jugend mit dem „Projekttag Demo-
kratie und Mitbestimmung“ (PDM) an Berufs-
schulen präsent und konnte Auszubildende und 
BerufsschülerInnen zu gewerkschaftlichen Themen 
ansprechen. Ziel des PDM ist es, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen wirtschaftliche Zusammen-

hänge zu erklären, die Rolle von Gewerkschaften 
im politischen und wirtschaftlichen System darzu-
stellen und zu persönlichem Engagement und zur 
Interessenvertretung zu motivieren.

Qualifizierung von Teamenden 
Ohne die vielen ehrenamtlichen Teamerinnen und 
Teamer wäre die umfangreiche Jugendbildungsar-
beit der DGB-Jugend nicht möglich. Sie treffen sich 
vor Ort regelmäßig in Teamenden-Arbeitskreisen 
(TAKs), die von den JugendbildungsreferentInnen 
koordiniert werden. Darüber hinaus fanden be-
zirksweit Überregionale Teamenden-Arbeitskreise 
(ÜTAKs) statt: Zwei Courage-ÜTAKs, zwei Gender-
ÜTAKs, ein PDM-ÜTAK und ein ÜTAK für alle. Ziel 
dieser bezirksweiten Arbeitskreise ist sowohl die 
Weiterqualifizierung der Teamenden als auch der 
Austausch der Ehrenamtlichen untereinander. 

Es fand außerdem je eine Courage- und eine 
Gender-Qualifizierung statt für KollegInnen, die 
als Teamende in diese Themenbereiche einsteigen 
wollen.

Studierendenarbeit
Um die bezirksweite Studierendenarbeit wei-
ter zu entwickeln und gemeinsame Schritte zu 
vereinbaren, veranstaltete die DGB-Jugend ein 
bezirksweites Arbeitstreffen. Verantwortliche für 
Studierendenarbeit aus den Gewerkschaften, 
Hochschulinformationsbüros (HIBs), Kooperati-
onsstellen Hochschule – Gewerkschaften sowie 
VertreterInnen von ASten und aus den DGB-
Regionen haben daran teilgenommen. Die Präsenz 
von Gewerkschaften an Hochschulen konnte auch 
durch den Ausbau von Campustouren und mehr 
gewerkschaftliche Bildungsveranstaltungen, für 
die Studierende Credit Points erwerben können, 
ausgeweitet werden. 

Jugend
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Gremien
Der Bezirksjugendausschuss hat in diesem Jahr 
zweimal mit Haupt- und Ehrenamtlichen der Ge-
werkschaftsjugend getagt, um gemeinsam Aktivi-
täten zu planen, sich auszutauschen und aktuelle 
Entwicklungen zu diskutieren. Themen waren die 
Umsetzung der bundesweiten Initiative „Wie willst 
du leben?“ im Bezirk, die aktuellen Bedingungen in 
Ausbildung und Studium sowie Aktivitäten gegen 
Rechts oder gegen den Castortransport. 

Aktionskonferenz 
Im Rahmen der bundesweiten Initiative der DGB-
Jugend „Wie willst du leben?“ fand von 28.-29. 
Oktober eine bezirksweite Aktionskonferenz mit 
Aktiven der Gewerkschaftsjugend statt. Ziel war es, 
sich über die unterschiedlichen Aktivitäten der ein-
zelnen Gewerkschaftsjugenden auszutauschen, um 
Impulse für die eigene Arbeit vor Ort zu erhalten 
und Grundlagen für die weitere Zusammenarbeit in 
den Regionen zu legen. 

Internationales
Seit einigen Jahren findet wieder ein regelmäßiger 
Austausch mit der Partnerorganisation Histadrut 
Haifa statt. In diesem Jahr besuchte eine Delegati-
on der DGB-Jugend mit Aktiven aus verschiedenen 
Gewerkschaften und Regionen die KollegInnen 
in Israel. Die TeilnehmerInnen führten zahlreiche 
Gespräche mit VertreterInnen der Histadrut über 
die aktuelle politisch-soziale Situation in Israel 
und Deutschland, die Erinnerung an die Shoa und 
darüber, wie aktuell in Deutschland Antisemitismus 
und Rassismus begegnet wird. 

Italien: Bildungsreise „Bella Ciao“
Auch in diesem Jahr fand wieder das internationale 
Seminar „Bella Ciao – Auf den Spuren der Partisa-
nen“ in Reggio Emilia, Italien statt. Kooperations-
partner vor Ort ist das ISTORECO (Institut für die 
Geschichte der Resistenza und für Zeitgeschichte). 
In Gesprächen mit ZeitzeugInnen, Diskussionen 
mit HistorikerInnen und mit dem Besuch von 
Gedenkstätten wird die Geschichte des Faschismus 
in Italien und des Widerstands, der sich dage-
gen formierte, lebendig. Diesjähriger inhaltlicher 
Schwerpunkt war die Kooperativenwirtschaft.

Niedersachsen 

Jugendbildung
Im Rahmen von Qualifizierungen konnten Tea-
mende aus Niedersachsen Seminarbausteine 
sammeln, um eine Juleica, die anerkannte Grup-
penleiterInnenkarte, zu erhalten. Die Juleica ist 
ein jugendverbandsübergreifender Nachweis für 
Ehrenamtliche über umfangreiche Kompetenzen in 
der Jugendbildungsarbeit. 

Gremien
Der Landesjugendausschuss Niedersachsen – Bre-
men traf sich in diesem Jahr vier Mal. Aufgrund 
des doppelten Abiturjahrgangs und der Aussetzung 
der Wehrpflicht waren deren Auswirkungen für die 
Ausbildungs- und Studienbedingungen ein Schwer-
punkt der Arbeit des Ausschusses. 

Landesjugendring Niedersachsen 
Seit der Vollversammlung im März 2011 ist 
die DGB-Jugend mit Kerstin Pätzold wieder im 
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Vorstand des Landesjugendrings Niedersachsen 
vertreten. Die DGB-Jugend stellte auf der Vollver-
sammlung Anträge zu inklusiver Bildung und zur 
aktuellen Extremismusdebatte  und konnte so die 
ihr wichtigen Themen gut platzieren. 

IdeenExpo
Über den Landesjugendring war die DGB-Jugend 
mehrere Tage bei der IdeenExpo 2011 in Hannover 
präsent. Durch spielerische Methoden, Gespräche 
und Infomaterial wurde den jungen Menschen 
vermittelt, welche Bedeutung Gewerkschaften in 
ihrem weiteren Lebensweg, ob Ausbildung oder 
Studium, haben können. 

Internationales Workcamp Bergen-Belsen
Auch in diesem Jahr fand in Kooperation kirchlicher 
Träger das Internationale Workcamp in Bergen-
Belsen statt. Dort treffen sich junge Leute aus 

ver schiedenen Ländern, um sich mit der Geschichte 
und der aktuellen Bedeutung von Rassismus und 
Faschismus auseinander zu setzen. Die Teilneh-
menden gestalteten erstmals die jährliche zentrale 
Gedenkfeier am 17. April mit, dem Befreiungstag 
von Bergen-Belsen. 

Landesausschuss für Jugendarbeitsschutz
Der beim Sozialministerium angesiedelte Landes-
ausschuss für Jugendarbeitsschutz tagte 2011 
erstmals seit einigen Jahren wieder. Die lange 
Sitzungspause war bei den Mitgliedern des Aus-
schusses auf Unverständnis gestoßen. Denn durch 
die Positionierung einer Bund-Länder-Arbeitsgrup-
pe und der Bundesregierung zum Jugendarbeits-
schutzgesetz, die konträr zu gewerkschaftlichen 
Positionen liegt, lagen die Themen, die eine Sitzung 
notwendig machten, auf der Hand. In einer der 
beiden Sitzungen positionierte sich der Ausschuss 

Aktion der DGB-Jugend im Rahmen der Ideenexpo in Hannover
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zu den Ergebnissen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
und erteilte dem Ministerium den Auftrag, diese 
Position an die EntscheidungsträgerInnen auf 
Bundesebene weiter zu leiten. 

Ordner: Happily Gendered 
Das Projekt „Happily Gendered“ hat in diesem 
Jahr den Arbeitsordner „Geschlechterreflektierende 
Bildungsarbeit – (k)eine Anleitung. Hintergründe, 
Haltungen, Methoden“ fertig gestellt und seine 
Arbeit damit erfolgreich abgeschlossen. Der Ordner 
soll sich bundesweit als Grundlage für geschlech-
terreflektierende Arbeit in der DGB-Jugend etablie-
ren. Das Interesse ist bereits jetzt sehr groß, die Ar-
beitsmaterialien werden von vielen verschiedenen 
AkteurInnen der politischen Jugendbildungsarbeit 
angefragt.  

Bremen

Jugendbildungsarbeit 
Zahlreiche Seminare mit SchülerInnen, Auszu-
bildenden und Studierenden wurden in Bremen 
durchgeführt. Schwerpunkte bildeten die Themen 
Antirassismus und Gender, zu diesen Themen 
bestehen auch sehr aktive Arbeitskreise. So konn-
ten sich angehende ErzieherInnen zum Thema 

Gender-Sensibiliät fortbilden. Mit Auszubildenden 
verschiedener Bremer Betriebe fand das Projekt 
„Rassismus abblitzen lassen statt ausblenden“ 
statt, eine Fotodokumentation dazu wird derzeit 
erarbeitet. Bei der Berufsschultour führten ehren-
amtliche TeamerInnen im Herbst an fünf Berufs-
schulen insgesamt 14 Projekttage „Demokratie 
und Mitbestimmung“ sowie Kurzmodule zu den 
Themen Tarifverträge, Mitbestimmung und Gewerk-
schaften durch. Erfreulich ist das Anwachsen des 
Aktivenkreises in diesem Bereich. Erstmals wurde 
ein Seminar zum Thema „Kritischer Umgang mit 
Medien“ konzipiert, es wurde von den Teilneh-
menden sehr gut angenommen. In Kooperation mit 
der Amadeu-Antonio-Stiftung konnte das Seminar 
„Israelbezogener Antisemitismus“ in Bremen 
stattfinden. Die Teamenden bildeten sich durch 
regelmäßige gemeinsame Werkstatttage fort.

Tag der Arbeit/Naziaufmarsch
Die DGB-Jugend konzentrierte sich dieses Jahr auf 
die Beteiligung an den Aktivitäten zur Verhinde-
rung des Naziaufmarsches, der ursprünglich für 
den 1. Mai vorgesehen war und dann am 30. April 
stattfand. Die Aktiven nahmen am Jugendblock teil 
und teils auch am Blockadekonzept. 

Teilnehmerinnen der Gender Abschlussveranstaltung
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JAV-Empfang 
Am 1. Februar lud die DGB-Jugend zusammen mit 
den Jugendverbänden der Mitgliedsgewerkschaften 
die neugewählten Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen (JAVen) sowie den Ausbildungspersonalrat 
(APR) zum Neujahrsempfang ins Gewerk schaftshaus 
ein. 45 InteressenvertreterInnen nutzten diese Ge-
legenheit, um sich über ihre Arbeit auszutauschen. 
Verschiedene JAVen stellten ihre Aktivitäten und 
Projekte vor, in anschließenden Workshops erhiel-
ten die Teilnehmenden Tipps für die JAV-Arbeit und 
Infos zu Weiterbildungsmöglichkeiten. 

Veranstaltungen und Aktionen 
Mit einem symbolischen Hürdenlauf zwischen 
Handelskammer und Bürgerschaft wies die DGB-
Jugend im August auf die Hürden hin, die jungen 
Menschen auf der Suche nach einem Ausbil-
dungsplatz in den Weg gestellt werden: fehlende 
Ausbildungsplätze, überzogene Erwartungen der 
Betriebe, Stigmatisierungen. 

Auf der Stader Ausbildungsmesse am 14. Septem-
ber war die DGB-Jugend als „Dr. Azubi“ präsent 
und informierte zukünftige Auszubildende über ihre 
Rechte. 

Im Spätsommer und Herbst beteiligte sich die 
DGB-Jugend an den Demonstrationen und Kund-
gebungen beim Bremer Bildungsstreik, die vom 
„Bremer Bündnis für Bildung“, allen voran den 
SchülerInnen, angestoßen worden waren.
 
Beim jährlichen „Queerfilmfestival“ zeigte die 
DGB-Jugend den Film „Romeos“, eine Liebesge-
schichte über eine/n transsexuelle/n Jugendliche/n, 
und bot dazu Schulvorführungen an. 

Zahlreiche Aktionen fanden auch ausgehend vom 
Hochschulinformationsbüro (HIB) der Gewerk-
schaften statt, so wurden „Masterplätzchen“ 
verteilt und ein Workshoptag organisiert. 

Symbolischer Hürdenlauf der DGB-Jugend in Bremen
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Erstes Jahr ohne Jugendraum 
Nach dem Auslaufen der Förderung des Westends 
durch die Gewerkschaften fand in diesem Jahr 
Jugend(bildungs)arbeit zum ersten Mal ohne 
eigenen Jugendraum statt. Dies bot Chancen und 
Schwierigkeiten. Chancen, weil nun alles „unter 
einem Dach ist“ und alle Treffen im Gewerkschafts-
haus stattfinden. Schwierigkeiten, weil die Aktiven 
dort keinen selbstständigen Zugang zu einem 
Raum haben. Dies bedeutet zusätzlichen Aufwand 
für die JugendbildungsreferentInnen. Der Umzug in 
neue Büroräume Ende 2011 könnte wieder etwas 
mehr Platz für ehrenamtliche Aktivitäten bedeuten. 
Perspektivisch ist ein eigener Jugendraum, über 
den die DGB-Jugend selbst verfügen kann, jedoch 
nach wie vor wünschenswert und sinnvoll. 

Sachsen-Anhalt

Der Schwerpunkt der DGB-Jugend in Sachsen-
Anhalt lag neben vielfältigen Aktionen und Pro-
jekten bei der Fortsetzung der Aktivitäten gegen 
verstärkt auftretenden Rechtsextremismus, der 
Aus- und Fortbildung Ehrenamtlicher in der außer-
schulischen Bildungsarbeit sowie beim Angebot 
außerschulischer Jugendbildungsveranstaltungen. 
Die Berufsschularbeit im Rahmen des Projekttages 
Demokratie und Mitbestimmung konnte als fester 
Bestandteil der gewerkschaftlichen Jugendarbeit 
stabilisiert werden. 

Jugendbildungsarbeit
Antirassistische Bildungsangebote wurden fortge-
setzt und inhaltlich weiterentwickelt. In der neuen 
Reihe „Wider das Vergessen“ setzten sich die 
Teilnehmenden in Gedenkstätten mit der Geschich-
te und den Hintergründen des Nationalsozialismus 
auseinander, um Handlungsoptionen für die Ge-
genwart zu entwickeln. Denn menschenveracht-
ende Äußerungen alter oder neuer Nazis gibt es 
im Alltag immer wieder, sei es getarnt unter dem 

Deckmantel des Arbeitskampfes oder der sozialen 
Frage. Diesen gilt es entgegenzutreten. Im Novem-
ber wurde dazu ein Seminar in der KZ-Gedenkstät-
te Mittelbau-Dora durchgeführt.

Veranstaltungen zur Stärkung politischer 
und sozialer Kompetenzen
Die Veranstaltungen richteten sich an interessierte 
Jugendliche und junge Erwachsene sowie an Mul-
tiplikatorInnen der außerschulischen Jugendarbeit. 
Insbesondere die Veranstaltungen zu Fragen des 
Lebensunterhaltes, zu rechtlichen Rahmenbedin-
gungen während und nach der Ausbildung sowie zu 
Mitbestimmung und politischer Interessenvertretung 
sowie zum Thema Armut fanden großes Interesse. 

Die DGB-Jugend unterstützte auch die AWO-
„Zuckertütenaktion“. Diese Aktion ermöglicht es 
bedürftigen Familien, zum Schulbeginn die Erstaus-
stattung für SchulanfängerInnnen anzuschaffen.

Qualifizierung von MultiplikatorInnen
Die ehrenamtlich tätigen Teamenden-Arbeitskreise 
(TAK) unterstützen die Bildungsarbeit der DGB-
Jugend. Die Arbeit der Hochschulinformationsbüros 
in Magdeburg und Halle sowie die Berufschularbeit 
konnten so fortgesetzt werden. 

Zusammen mit dem Friedenskreis Halle e.V. führte 
die DGB-Jugend Anfang Herbst eine Qualifikation 
für den vom Friedenskreis und der Aktion Laden-
schluss entwickelten Workshop „Die neuen Nazis 
und ihre Kleider“ durch, um diesen in Kooperation 
mit der IG Metall Verwaltungsstelle Magdeburg-
Schönebeck an Schulen in Magdeburg und Umge-
bung anbieten zu können. Im Workshop geht es 
um die Modemarke Thor Steinar und ihren Bezug 
zum rechten Weltbild. Die TeilnehmerInnen wur-
den über aktuelle Tendenzen aufgeklärt, erhielten 
Argumentationshilfen und wurden ermutigt, gegen 
Rassismus aktiv zu werden.
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Weiter entwickelte der TAK Jugendbildungskon-
zepte und war an der Organisation, Durchführung 
und Auswertung der Jugendbildungsarbeit der 
DGB-Jugend beteiligt.

Gremien
Der DGB-Landesjugendausschuss traf sich sieben 
Mal, um gemeinsam Aktivitäten zu planen, Finan-
zen abzustimmen und aktuelle Entwicklungen zu 
diskutieren. Vorsitzende des Landesjugendaus-
schusses ist seit 2007 Katrin Skirlo (DGB-Landesju-
gendsekretärin Sachsen-Anhalt), Stellvertreterin ist 
Annett Kannenberg (Landesjugendsekretärin ver.di). 

Hochschulpolitik
An der Martin-Luther-Universität Halle/Saale und 
an der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg 
findet gewerkschaftliche Studierendenarbeit statt, 
insbesondere durch die Hochschulgruppen der 
GEW und IG Metall. Die DGB-Jugend unterstützte 
Seminare zur Finanzierung nach dem Studienende. 

Aktionen und Projekte
Arbeit gegen Rechtsextremismus
Die DGB-Jugend engagiert sich durch vielfältige 
Aktionen und Veranstaltungen in regionalen 
Bündnissen gegen Rechts sowie im landesweiten 
Netzwerk für Toleranz und Demokratie. 
Am 15. Januar gab es am Gewerkschaftshaus 
Magdeburg eine Aktion unter dem Motto „Hände 
für Toleranz“. Sie richtete sich gegen den alljähr-
lich an diesem Tag stattfindenden Aufmarsch von 
Neonazis anlässlich der Bombardierung der Stadt 
im Jahr 1945. Weiter unterstützte die DGB-Jugend 
im Februar die Aktion „Dresden nazifrei“ und 
setzte am 12. März in Dessau ein Zeichen gegen 
Rechtsextremismus.

Aktionstag 30. April und 1. Mai 
Am 30. April fand in Halle/Saale mit einem De-
mozug durch die Stadt der erste Aktionstag der 

DGB-Jugend Sachsen-Anhalt im Rahmen der 
Initiative „Wie willst du leben?“ statt. Dabei 
machten Rede- und musikalische Beiträge auf der 
Bühne sowie ein politisches Informationslabyrinth 
zu aktuellen politischen Themen den Hallmarkt 
zu einem politischen Marktplatz. Mit unterschied-
lichen Veranstaltungen, Infoständen  und Aktionen 
begleitete die DGB-Jugend den 1. Mai. Auch an den 
Aktivitäten gegen den Naziaufmarsch in Halle/Saale 
beteiligte sie sich.

Speed-Dating
Zur Landtagswahl im März lud die DGB-Jugend 
politische Kandidatinnen und Kandidaten zu einem 
jugendpolitischen Speed-Dating ein. Kurze Fragen, 
schnelles Antworten, wenig Zeit – so lässt sich die 
Methode kurz beschreiben. Die jungen Menschen, 
die daran teilnahmen, kamen schnell mit den 
PolitikerInnen ins Streitgespräch. Im Oktober zog 
die DGB-Jugend in einer zweiten Runde eine erste 
Bilanz mit VerteterInnen der neu gewählten Lan-
desregierung. Fortsetzung folgt. 

Wie willst du leben? Aktionstag in Halle (Saale)
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Basierend auf der beim DGB-Bundeskongress 2010 
geänderten DGB-Satzung (§ 2 Ziffer 1) beschloss 
der DGB-Bezirksvorstand Niedersachsen – Bremen – 
Sachsen-Anhalt im März 2011, in 63 Landkreisen 
bzw. kreisfreien Städten Kreis- und Stadtverbände 

einzurichten. Abweichend von diesem Beschluss 
kann der DGB-Bezirksvorstand auf Antrag einer 
DGB-Region aus gewerkschaftspolitischen Gründen 
Ausnahmen genehmigen. Entsprechend wurde im 
Laufe des Jahres ein weiterer DGB-Kreisverband 
Nördliches Emsland (identisch mit dem Altkreis 
Aschendorf-Hümmlingen) gebildet, der Stadtver-
band Halle und der Kreisverband Saalekreis zum 
Kreisverband Halle-Saalekreis vereinigt, sowie 
der Stadtverband Hannover und der Kreisverband 
Hannover Land in einem Kreisverband Region 
Hannover zusammengefasst.

Im Juni beschloss der Bezirksvorstand zur Umset-
zung der auf Bundesebene verabschiedeten Richt-
linie für ehrenamtliche Kreis- und Stadtverbände 
eine pragmatische Vorgehensweise. Diese beinhal-
tet unter anderem folgende Punkte:

1. Von der Vorschrift, dass dem Vorstand minde-
stens vier von Mitgliedsgewerkschaften be-
nannte VertreterInnen angehören müssen, kann 
abgewichen werden.

2. Die erstmalige Wahl des oder der ehrenamt-
lichen Vorsitzenden soll grundsätzlich durch den 
Kreis- bzw. Stadtverbandsvorstand erfolgen.

3. Die Delegiertenzahl bei Konferenzen beträgt bei 
bis zu 20.000 Mitgliedern 20 Delegierte, bei bis 
zu 30.000 Mitgliedern 30 Delegierte und bei 
über 30.000 Mitgliedern 40 Delegierte.

4. Mitgliederzahlen werden zur Verfügung gestellt. 
Den Regionsvorständen wird dies von den 
Regionsvorsitzenden bzw. Regionsgeschäftsfüh-
rerInnen protokollwirksam mitgeteilt. Sollte es 
für eine Gewerkschaft keine aktuellen Mitglie-
derzahlen geben, erhält diese für die Konferenz 
nur das Grundmandat.

Gründungsstand
In den zehn Regionen des Bezirks Niedersachsen 
– Bremen – Sachsen-Anhalt waren mit Stand Ende 
Oktober 2011 von 64 möglichen bereits 24 Kreis- 
und Stadtverbände gegründet (siehe Tabelle links).

Kreis- und Stadtverbände

Region Bereits gegründet Gründung  2012 vorgesehen

SüdOstNiedersachsen Braunschweig
Salzgitter

Gifhorn (Ende 2011)
Helmstedt (Ende 2011)
Wolfenbüttel (Ende 2011)
Wolfsburg
Peine

Bremen-Elbe-Weser Cuxhaven
Stade
Bremerhaven
Rotenburg
Osterholz
Verden

Bremen (Ende 2011)

Südniedersachsen-Harz Göttingen
Northeim
Goslar
Osterode-Harz

Niedersachsen-Mitte Region Hannover
Hildesheim
Schaumburg
Hameln-Pyrmont
Diepholz
Nienburg

Ostfriesland-Nördliches 
Emsland

Emden
Wittmund 
Nördliches Emsland
Leer

Aurich (Ende 2011)

Oldenburg-Wilhelmshaven Oldenburg Stadt
Ammerland
Cloppenburg
Vechta

Wesermarsch (Ende 2011)
Delmenhorst (Ende 2011)
Wilhelmshaven (Ende 2011)
Friesland
Oldenburg Land (2013)

Osnabrück-Emsland Osnabrück Stadt
Osnabrück Land
Emsland
Grafschaft Bentheim

Nord-Ost-Niedersachsen Harburg
Heidekreis (ehem. Soltau-Fallingb.)
Uelzen
Lüchow-Dannenberg

Celle (Ende 2011)
Lüneburg (spätestens 2013)

Altmark-Börde-Harz Magdeburg
Salzlandkreis
Börde
Stendal
Jerichower Land
Altmarkkreis Salzwedel

Halle-Dessau Burgenlandkreis (Ende 2011)
Anhalt-Bitterfeld (Ende 2011)
Mansfeld-Südharz (Ende 2011)
Wittenberg (Ende 2011)
Dessau-Roßlau (Ende 2011)
Halle-Saalekreis
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Binnenstrukturkonferenz 
Schon fast traditionell fand das alljährliche Treffen 
der Ehrenamtlichen des DGB-Bezirks vom 11. bis 
zum 13. November 2011 in der ver.di-Bildungs-
stätte in Walsrode statt. Als Hauptthema war 
„Demo kratie beleben“ festgelegt.  Im Plenum und 
in Arbeitsgruppen beschäftigten sich die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer intensiv mit politische 
Fragestellungen (siehe Kasten).

Das Protokoll zur Konferenz wird gegenwärtig erar-
beitet. Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen werden 
sich in der alltäglichen Arbeit der ehrenamtlichen 
Aktiven in der Binnenstruktur wiederfinden. Einen 
weiteren Schwerpunkt der Konferenz bildete die 
Diskussion über den Ende November anstehenden 
Castor-Transport nach Gorleben. Die Ehrenamt-
lichenkonferenz verabschiedete dazu einen Aufruf 
(siehe rechts). 

Bildungsprogramm
Gemeinsam mit ARBEIT UND LEBEN Niedersachsen 
e.V. hat der DGB-Bezirk wieder Interregio-Seminare 
für die Ehrenamtlichen durchgeführt. Zur Förderung 
der Kreis- und Stadtverbände, die nunmehr Sat-
zungsrang haben, ist in Planung, sie in den näch-
sten Jahren zu intensivieren.

Mehr als 60 Prozent der jungen Erwachsenen finden Gewerkschaften wichtiger denn je. Wenn 
wir aber unsere Altersstruktur in den DGB-Orts-, Stadt- und Kreisverbänden anschauen, spiegelt sich 
diese hohe Zustimmung nicht wider. Woran liegt es? Haben junge Menschen bei uns überhaupt eine 
Chance mitzuwirken und mitzugestalten? Welche Veränderungen benötigen wir, damit wir für Jung 
und Alt attraktiver und interessanter werden?

Über 52 Mio. Menschen in Deutschland sind online, davon nutzen 75 Prozent soziale Netzwerke. 
Das Internet ist längst ein virtueller, gesellschaftlicher Raum: Hier werden Geschäfte gemacht, hier 
wird aber auch informiert, diskutiert und mobilisiert. Social Media, Facebook, web 2.0: Was ist das 
überhaupt? Welche Fallstricke gibt es? Wie können wir dort gewerkschaftliche Themen stark machen? 

Mitbestimmung und Teilhabe an politischen, wirt schaftlichen und sozialen Entscheidungen vor Ort 
waren und sind ein entscheidender Anspruch der Gewerkschaftsbewegung. Doch wie kann diese auch 
jenseits von Kommunal- und Landtagswahlen gelebt werden? Wie könnte ein Konzept von loka len 
Wirtschafts- und Sozialräten und deren mögliche Bedeutung für unsere Arbeit vor Ort aussehen?

Ob in Nordafrika oder in Südeuropa – neue Protestbewegungen entwickeln sich zurzeit erfolg-
reich. Echte Demokratie und Mitgestalten-Jetzt sind Schlagworte des Protests. Die Protestformen sind 
von flachen Hierarchien und horizontaler Vernetzung gekennzeichnet. Was können wir aus dem Erfolg 
dieser Bewegungen für unsere Arbeit in den Kreis-, Orts- und Stadtverbänden lernen? Wie kann Pro-
test entfacht und verstetigt werden? Welche Rolle kann Organizing für uns spielen?
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Zu den Aufgaben der Pressestellen in den drei Bun-
desländern des DGB-Bezirks Niedersachsen – Bremen 
– Sachsen-Anhalt gehört, die Aktivitäten der Fach-
abteilungen medienwirksam zu begleiten, zu aus-
gewählten Themen Pressegespräche durchzuführen 
und Presseanfragen zu bearbeiten. Darüber hinaus 
werden Kampagnen entwickelt und umgesetzt, das 
Internet betreut und  Veröffentlichungen koordiniert.

Zum diesjährigen Tag der Arbeit fanden unter dem 
Motto „Das ist das Mindeste! Faire Löhne - Gute 
Arbeit - Soziale Sicherheit“ bezirksweit rund 75 
Veranstaltungen statt. Sowohl in lokalen als auch 
überregionalen Medien gab es dazu eine umfang-
reiche Berichterstattung.

Niedersachsen

Im Laufe des Jahres hat der DGB in Niedersachsen 
sich in 42 Pressemitteilungen zu wichtigen und 
aktuellen Themen zu Wort gemeldet. Kommen-
tiert wurden aktuelle Entwicklungen auf dem 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt ebenso wie lan-
despolitische Vorhaben, etwa die Einführung der 

Schuldenbremse oder der Pension mit 67. Auch der 
Ausstieg aus der Atomenergie sowie die Proteste 
gegen den Castor-Transport im November nach 
Gorleben waren Thema.

Pressegespräche führte der DGB zu wichtigen 
landespezifischen Themen durch. So wurde am 9. 
März die Gehaltsforderung für die Landes- und 
KommunalbeamtInnen öffentlich vorgestellt. 
Anfang April präsentierte der DGB eine Analyse 
zur Entwicklung unsicherer Jobs in Niedersachsen. 
Kontinuierlich medienwirksam begleitet wurde 
das Vorhaben der Landesregierung, die Schulden-
bremse in der niedersächsischen Verfassung zu 
verankern, Anfang Mai hat der DGB dazu mit dem 
Sozialverband Deutschland ein Pressegespräch 
durchgeführt.

Auf Resonanz bei den Medien stießen aber auch 
Veranstaltungen wie die Diskussion über die Schul-
denkrise im Juni mit Dr. Peter Bofinger. Vor allem 
aber die Demonstration und Kundgebung der DGB-
SeniorInnen am 30. September in Hannover hatte ein 
erfreulich umfangreiches Medien-Echo zu verzeichnen. 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

DGB-SeniorInnen machen sich stark für mehr Gerechtigkeit.



35jahresbericht 2011 DGB

Zu den Kommunalwahlen entwickelte der DGB 
eine umfangreiche Kampagne unter dem Motto 
„Gerecht. Nachhaltig. Sozial. Starke Kommunen 
wählen!“. DGB-Regionen sowie Kreis- und Stadt-

verbände erhielten Broschüre, Flyer, Plakate und 
Postkarten, Ende August wurde ein Pressegespräch 
durchgeführt. Das Ziel des DGB: für Wahlbeteili-
gung werben und gewerkschaftliche Inhalte bei der 
Wahlentscheidung zu Grunde legen.

Das Fastnachtgespräch, ein Hintergrundgespräch 
der gewerkschaftlichen PressesprecherInnen, das 
regelmäßig am Faschingsdienstag veranstaltet 
wird, hat der DGB 2011 bereits zum siebten Mal 
koordiniert. Das Interesse bei Journalistinnen und 
Journalisten war groß, sechs Redaktionen nahmen 
daran teil. 

Bremen

Der DGB Bremen-Bremerhaven hat im Berichtszeit-
raum gemeinsam mit den Mitgliedsgewerkschaften 
und Ehrenamtlichen einige regionale Kampagnen 
durchgeführt. Dabei stand die Forderung nach 
einem allgemeinen Mindestlohn von 8,50 Euro im 
Mittelpunkt der Öffentlichkeitsarbeit. 

Postkartenmotiv zur Kommunalwahl 2011

Auch bei den Grünen (hier Jürgen Trittin) warben die Bremer Stadtmusikanten für einen Mindestlohn.
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In den ersten Monaten spielte außerdem der von 
der NPD geplante Aufmarsch zum 1. Mai eine 
große Rolle. Mit guter Bündnisarbeit und kontinu-
ierlicher Aufklärung war der DGB regelmäßig und 
positiv in den Medien vertreten. Durch vielfältige 
Kooperationen und die Arbeit im Bündnis konnte 
der Aufmarsch der NPD am 1. Mai verhindert wer-
den. Er fand vorgezogen am 30. April statt, parallel 
dazu gab es eine große Gegendemonstration.

Weitere Aktivitäten wurden öffentlichkeitswirksam 
begleitet (siehe Tabelle rechts).

Sachsen-Anhalt

Landespolitisch hat der DGB Sachsen-Anhalt die di-
rekte Kommunikation zwischen VertreterInnen von 
Politik und Gewerkschaften durch seine Öffentlich-
keitsarbeit begleiten und in nicht wenigen Fällen 
herausfordern können.

In Richtung Landesregierung zielten DGB-Presse-
miteilungen wie diese: „Mehr Arbeitsplätze, ... aber 
unter schlechteren Bedingungen / Ländervergleich: 
In Sachsen-Anhalt ist der Anteil der Leiharbeit am 
Jobzuwachs am größten / Prekäre Beschäftigung 
in Sachsen-Anhalt überdurchschnittlich gestiegen /
Koalitionsverhandlungen-DGB: Bundesratsinitiative 
für flächendeckende Mindestlöhne muss kommen / 
Schluss mit Atomstrom! Zukunftssichere Arbeits-
plätze in Sachsen-Anhalt durch schnelle Energie-
wende.“

Damit hat sich der DGB öffentlich als kompetenter 
Dialogpartner im Vorfeld der diesjährigen Land-
tagswahlen empfohlen. Der DGB-Landesvorsit-
zende Udo Gebhardt ist im Vorfeld der Wahlen im 
Zusammenhang mit Projekten der neuen CDU/SPD-
Regierungskoalition zu einem viel nachgefragten 
Interviewpartner der Medien geworden. Diese 
öffentliche Präsenz des DGB hat dazu beigetragen, 

dass sich gewerkschaftliche Anliegen wie höhere 
Tarifbindung, Vergabepolitik, beschäftigungs- und 
einkommenseffektive Wirtschaftsförderung oder 
die Abkehr vom System prekärer Beschäftigung 
in der Agenda der Landesregierung wiederfinden. 
Fachkräftesicherungspakt oder Demografie-Allianz 
belegen das.

Januar Ausstellung zu Neofaschismus in Deutschland mit Vorträgen 
und Diskussionsveranstaltungen unter anderem zum Thema 
„Viele Kameraden – eine Partei“

Februar Fachtagung zur Entwicklung Bremischer Hochschulen und 
ihrer wissenschaftlich Beschäftigten

März Veranstaltung zum Internationalen Frauentag

Runder Tisch der Cuxhavener Frauengruppen

Präsentation des Buches „Gebt Raum den Frauen – 100 Jahre 
Internationaler Frauentag in Bremen“ von Dagmar Stuckmann. 
Das Buch ist in Kooperation mit dem DGB Bremen-Elbe-Weser 
entstanden.

April Aufruf zur Bremer Anti-Atom-Demo 

Veranstaltungsreihe zur Bürgerschaftswahl

Demo der BeamtInnen in Bremen gegen die Abkopplung bei 
der Bezahlung

Spitzengespräch mit den Parteien zur Bürgerschaftswahl

Mai Diskussionsveranstaltung zur Schulpolitik im Landkreis Verden

Diskussionsveranstaltung zu Alternativen zur Atomenergie in 
Buxtehude

Aktionen bei den Abschlussveranstaltungen zur Bürgerschafts-
wahl bei SPD und Grünen mit den Bremer Stadtmusikanten 
„Kein Ton ohne Mindestlohn! Lohndumping nicht in Bremen!“

September Beteiligung am Bremer Tag für Menschenrechte

Internationaler Tag der Älteren Generation

Oktober Fachmesse zur Bedeutung einer familienfreundlicher Region 
für die Gewinnung von Fachkräften

November Kongress zum Einkauf/zur Herstellung ökologisch reiner 
Dienstkleidung
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Die Präsenz des DGB vor und in konfliktbelasteten 
Betrieben sowie die diesbezügliche solidarische Ko-
operation mit unseren Gewerkschaften haben sich 
als wirksames Mittel der DGB-Öffentlichkeitsarbeit 
bewiesen. Unter den Schlagzeilen zum Fall Lauch-
städter Brunnen, zu Tarifkonflikten bei Schwörer 
Haus Coswig oder beim Bosch-Callcenter Magde-
burg war auch der DGB-Landesverband argumen-
tativ, personell und damit medial präsent.

Wie schon in den vergangenen Jahren wird der 
DGB von Medienredaktionen zunehmend um 
Unterstützung bei Recherchen gebeten. Solche 
Anfragen sind nützlich, um gewerkschaftliche 
Perspektiven in die Abhandlungen arbeitsmarktpo-
litischer und sozialer Themen einzubringen. 

Der DGB im Netz
Vor dem Hintergrund der bundesweiten Umstellung 
aller DGB-Internetseiten auf ein neues einheitliches 
Design und ein modernes Redaktionssystem stand 
in diesem Jahr der Relaunch der Bezirks-, Landes- 
und Regionsseiten an. Neben der Entwicklung des 
inhaltlichen Konzepts für die neuen Seiten wurden 
Schulungen für das neue Redaktionssystem union.
cms durchgeführt. 

Im September konnten zunächst die Seiten www.
niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de 
und www.niedersachsen.dgb.de online gehen. Im 
nächsten Jahr werden www.bremen.dgb.de und 
www.sachsenanhalt.dgb.de sowie die Regionssei-
ten folgen.

Die neuen Auftritte sind frischer, moderner und 
nutzerfreundlicher und bieten die Möglichkeit, 
politische Themen pointiert und tagesaktuell 
aufzubereiten.

Wer automatisch über die Arbeit des DGB Nie-
dersachsen auf dem Laufenden gehalten werden 
möchte, kann einen Newsletter abonnieren. Dieser 
informiert monatlich über alle Aktivitäten des DGB.

www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de
www.niedersachsen.dgb.de
www.sachsen-anhalt.dgb.de
www.dgb-bremen.de

Der DGB und das Web 2.0 - Twitter, Blogs 
und Facebook
Im Zusammenhang mit dem Neuauftritt im Netz 
wurde ein Konzept für die Arbeit in den sozialen 
Netzwerken entwickelt. Der DGB Niedersachsen 
und DGB Bremen-Elbe-Weser sind auf Facebook 
und bei Twitter aktiv.

www.facebook.de/DGBNiedersachsen 
www.twitter.de/dgb_nds
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Kooperationen

Niedersachsen

Der DGB unterhält zahlreiche gute Kontakte mit 
Gewerkschaften und Gewerkschaftsverbänden aus 
diversen Ländern. Auch im Jahr 2011 wurden im 
Rahmen dieser Partnerschaften Projekte durchge-
führt, die der internationalen Verständigung und 
dem fachbezogenen Austausch dienten.

Grenzüberschreitende Kooperation IGR WENN
Der DGB beteiligt sich am Interregionalen Ge-
werkschaftsrat Weser-Ems-Nord-Niederlande (IGR 
WENN), der auf deutscher Seite federführend von 
den beiden DGB-Regionen Oldenburg-Wilhelms-
haven sowie Ostfriesland – Nördliches Emsland 
getragen wird. Ziel ist es, die gewerkschaftliche 
Arbeit beiderseits der Grenze zu koordinieren, in 
einen inhaltlichen und strategischen Austausch 
miteinander zu treten und gemeinsame Lösungen 
für gemeinsame Probleme zu finden. Auch im Jahr 
2011 gab es im Rahmen des IGR WENN Veranstal-
tungen sowie regelmäßige Vorstandstreffen. So 
fand am 21. Oktober in Groningen eine Konferenz 
zum Thema „Die Krise der Europäischen Union und 
die Folgen für die Arbeitnehmer_innen und die 
Gewerkschaftsbewegung“ statt.

Union Regio Net
Auf Initiative des DGB haben regionale Gewerk-
schaftsgliederungen aus Frankreich, Spanien und 
Polen schon vor einigen Jahren ein Netzwerk 
gegründet. Im Jahr 2011 fand das dritte, von der 
EU-Kommission geförderte Tagungsprojekt dieses 
Netzwerks statt. Die Hauptveranstaltung mit dem 
Titel „Regionaler Sozialer Dialog am Beispiel 
ausgewählter Regionen in Europa“ richtete der 
DGB vom 17. bis 20. Mai in Hannover aus. Dabei 
gab es zwei Neuerungen: Zum einen konnte das 
Netzwerk um regionale Gewerkschaftsgliede-
rungen aus England und Italien erweitert werden. 
Zum anderen nahmen erstmals auch Vertreterinnen 

und Vertreter der Arbeitgeberverbände teil. Auch in 
Zukunft sollen ähnliche Projekte des Union Regio 
Net durchgeführt werden.

Belarus
Seit mehreren Jahren unterstützt der DGB die 
belarussischen freien und unabhängigen Ge-
werkschaften. Im Jahr 2011 wurde erneut ein 
Austauschprojekt durchgeführt, für das erstmals 
die Rosa-Luxemburg-Stiftung als Partnerin ge-
wonnen werden konnte. Zehn überwiegend junge 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter kamen 
im August zu einem einwöchigen Aufenthalt nach 
Nienburg. Neben einem intensiven Austausch über 
die Situation in Belarus, unter anderem im Rah-
men einer öffentlichen Veranstaltung in Hannover, 
bestand das Programm aus Seminartagen und 
Betriebsbesichtigungen.

Israel
Zu Gewerkschaften in Israel unterhält der DGB in-
tensive Kontakte. Im Jahr 2011 gab es hierzu zwar 
keine Veranstaltungen oder Treffen, eine Fortset-
zung erfolgreicher Austauschprojekte der ver-
gangenen Jahre wird aber beiderseits angestrebt.

Europäischer und internationaler Austausch
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Niedersachsen

Der DGB hat sich deutlich zu Fragen der Energie- 
und Atompolitik sowie zu den Castor-Transporten 
nach Gorleben geäußert. Dabei hat er die nach den 
schockierenden Ereignissen in Fukushima (Japan) 
vollzogene atompolitische Wende der Bundes- und 
Landesregierung grundsätzlich begrüßt. Allerdings 
hat er auch deutlich gemacht, dass die Herausfor-
derungen der Energiewende mehr umfassen als 
lediglich das Abschalten von Atomkraftwerken. So 
hat der DGB nachdrücklich auf den notwendigen 
Erhalt der energieintensiven Industrien und auf 

die zwingend erforderliche stärkere Verankerung 
Guter Arbeit in den Unternehmen der erneuerbaren 
Energien verwiesen. 

Höhepunkt der Proteste gegen die Nutzung der 
Atomenergie war die von einem breiten Bündnis 
getragene Demonstration am 26. November in 
Dannenberg,  auch der DGB hatte zu der Kundge-
bung aufgerufen. Zahlreiche Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter machten anlässlich des 
Castor-Transports nach Gorleben auf die unge-
lösten Probleme der Zwischen- und Endlagerung 
aufmerksam.

Umweltpolitik

Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter beim Anti-Atom-Protest im Wendland
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Ausschuss für Umweltfragen
Der Ausschuss für Umweltfragen (AfU) des DGB-
Bezirks tagte auch im Jahr 2011 regelmäßig. Zu 
den Sitzungen wurden externe Gäste eingeladen, 
so kamen in diesem Jahr der 1. Regionsrat der 
Region Hannover, Axel Priebs, sowie mehrere Land-
tagsabgeordnete in den Ausschuss. Inhaltlich war 
die Arbeit des AfU von der Begleitung der sechsten 
Regierungskommission sowie der Klimaschutz-
kommission, von der Atompolitik der Bundes- und 
Landesregierung sowie von den Diskussionen rund 
um die Asse und Gorleben geprägt. Im Rahmen ei-
ner Exkursion in den Nationalpark Harz informierte 
sich der Ausschuss im September über die aktuelle 
Situation des Naturschutzes im Harz sowie über die 
Einbindung und Mitbestimmung der Beschäftigten 
im Rahmen der Nationalpark-Organisation.

Erfreulicherweise konnte der AfU im Jahr 2011 den 
40. Jahrestag seiner Gründung feiern. Anlässlich 
dieses Ereignisses richtete er am 3. November in 
Hannover gemeinsam mit der Stiftung Arbeit und 
Umwelt der IG BCE eine Tagung unter dem Titel 
„Wohlstand ohne Wachstum?“ aus, die von etwa 
70 Gästen besucht wurde. Als Teilnehmende konn-
ten dafür unter anderem Prof. Gustav Horn vom In-
stitut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 
in der Hans-Böckler-Stiftung, Apl. Prof. Nico Paech 
von der Universität Oldenburg sowie Dr. Angelika 
Zahrnt vom Bund für Umwelt- und Naturschutz 
Deutschlands (BUND) gewonnen werden.

Bremen

Nach der Katastrophe in Fukushima formierte sich 
in Bremen ein atomkritisches Bündnis, bestehend 
aus dem BUND, der Bremischen Evangelischen 
Kirche und dem DGB Bremen-Elbe-Weser. Das 
Bündnis rief – wie auch in vielen anderen Städten 
– unter der Forderung „Atomkraft – Schluss“ zu 
einer Großdemonstration am 28. Mai auf. Forde-
rungen waren die dauerhafte Stilllegung aller jetzt 
abgeschalteten Atomkraftwerke (AKW) und die 
maximale Verkürzung der Laufzeit der restlichen 
AKWs. Der Ausbau der Erneuerbaren Energien so-
wie dezentraler Kraft-Wärme-Kopplung in Deutsch-
land sollten beschleunigt werden – dies schafft und 
sichert langfristig Arbeitsplätze. Energieeinsparung 
und Energieeffizienz sollten in hohem Maße ver-
bessert werden. Dem Aufruf von BUND, Bremischer 
Evangelischer Kirche und DGB folgten über 5.000 
Menschen.

Seit Mitte des Jahres dokumentiert der DGB seine 
Position zur Atomkraft auch in Schaukästen am 
Bremer Gewerkschaftshaus.
Am 18. November beteiligte sich der DGB an der 
von Campact organisierten „Castor-Tour 2011“. 
Ebenso war der DGB an dem Kongress „Nicht nur 
sauber, sondern rein? Möglichkeiten eines ökolo-

Heinz-Werner Persiel eröffnet die AfU-Veranstaltung.

Schaukastenmotiv zur Atompolitik in Bremen
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gischen Einkaufs von Dienstkleidung/Textilien“ am 
22. November beteiligt, der im Bremer Gewerk-
schaftshaus stattfand.

Sachsen-Anhalt

2011 war auch in Sachsen-Anhalt vor allem durch 
energiepolitische Dispute bestimmt. Öffentliche 
Diskussionen drehten sich um Pläne für ein 
Steinkohlekraftwerk in Arneburg, um die CO²-
Verpressung in der westlichen Altmark und um 
die Zukunft des Endlagers für radioaktive Abfälle 
Morsleben. Auch die Zukunft des Braunkohleberg-
baus in Sachsen-Anhalt war wiederholt Thema. Po-
litische Beschlüsse, unternehmerische Planungen, 
rechtliche Prüfungen und Stellungnahmen von 
Verbänden halten die Diskussionen hierzu bislang 
noch offen. 

Energiewende
Der DGB selbst hatte sich bereits „vor Fukushima“ 
für einen Energiemix beim Ausstieg aus der Atom-
technologie ausgesprochen. Im Mai 2011 beteiligte 
er sich hierzu an einem bundesweiten Aktionstag.
Sachsen-Anhalt hat eine Vorreiterrolle bei Wind-
kraft, Solarstrom und Bioenergie. In neuen Tech-
nologien zur Energiegewinnung, zur effizienteren 
Energienutzung, zur energetischen Gebäudesa-
nierung, zur Speicherung und zum Netzausbau 
stecken große Beschäftigungspotenziale. Auch die 
Modernisierung von Gas- und Kohlekraftwerken 
und neue Modelle kommunaler Energieversorgung 
gehören dazu. In diesem Sinne hat sich der DGB 
mehrfach öffentlich positioniert. 

Umweltallianz, Begleitausschuss ELER
Der DGB Sachsen-Anhalt arbeitet in den ständigen 
Landesgremien des Begleitausschusses des Euro-
päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raumes (BA ELER) und in der Um-
weltallianz Sachsen-Anhalt mit. Dabei hat er seine 
Mitwirkung im BA ELER deutlich auf soziale und 
ökologische Nachhaltigkeit ausgerichtet. 
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Niedersachsen

In Niedersachsen sind 1.313 ehrenamtliche Rich-
terinnen und Richter für die I. Instanz und 241 
ehrenamtliche Richterinnen und Richter für die  
II. Instanz in der Arbeitsgerichtsbarkeit vom DGB in 
Abstimmung mit den Mitgliedsgewerkschaften be-
nannt. Auch 2011 hat der DGB diverse Schulungen 
speziell für diese Zielgruppe angeboten.

Das Schulungsthema für die Richterinnen und 
Richter der I. Instanz war „§ 613a BGB – Der 
Betriebsübergang unter Berücksichtigung neuer 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts“. Es 
fanden zwölf Schulungen statt.

Für die Richterinnen und Richter der II. Instanz fan-
den zwei Schulungen mit den Themen „EuGH – Ur-
laub und Teilzeit“, „Mitbestimmung des Betriebs-
rates bei Dienstkleidung/Waschzeiten (LAG/BAG)“, 
„Unterrichtung über Bewerbungsgespräche im 
Rahmen von Einstellungen, Kündigung, Anhörung 
des Betriebsrates: Mitteilung entlastender Um stände 
§ 102 BetrVG“ und „Betriebsübergang“ statt.

Die 241 ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 
der Sozialgerichtsbarkeit wurden in drei Veranstal-
tungen zum Thema „Beweiserhebung im Sozial-
recht: medizinische Befunde, ärztliche Stellungnah-
men und Gutachten“ geschult. 

Die durchschnittliche Teilnehmerzahl der Schu-
lungen lag im Jahr 2011 bei 23 Personen.

Bremen

In der Arbeitsgerichtsbarkeit der I. Instanz wurden 
in Bremen 174 und in Bremerhaven 41 ehrenamt-
liche RichterInnen benannt. In der II. Instanz gibt es 
in Bremen 38 und in Bremerhaven 9 ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter des DGB.

Im Jahr 2011 ist der Bereich Qualifizierung wieder 
in die Agenda des DGB aufgenommen worden, in 
Zukunft sind zwei Seminare vorgesehen. Alle zwei 
Jahre wird es ein Seminar für NeueinsteigerInnen 
geben. Schwerpunkte sind Verfahrensfragen, 
Fristen, Ablehnung von Sachverständigen, aktuelle 
Rechtsprechung oder die Auswirkung europäischer 
Gesetzgebung. Leider gibt es in Bremen und Bre-
merhaven keine finanzielle Unterstützung der öf-
fentlichen Hand. Allerdings sind einige Richterinnen 
und Richter bereit, den DGB bei der Qualifizierung 
als ReferentInnen zu unterstützen.

Ehrenamtliche Richterinnen und Richter
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Niedersachsen

Den zentralen Mittelpunkt der Arbeit des Arbeits-
kreises der DGB-SeniorInnen unter dem Vorsitz 
von Henry Kirch bildete der Internationale Tag der 
älteren Generation. Am Freitag, den 30. Septem-
ber wurde dazu in Hannover eine Demonstration 
mit Kundgebung durchgeführt. Unter dem Motto 
„Zusammen gegen soziale Kälte. Gerechte Politik 
für alle Generationen.“ versammelten sich rund 
500 Seniorinnen und Senioren und machten klar, 
dass die Rente mit 67, Leiharbeit, Niedriglöhne 
und Befristungen, Kopfpauschalen in der Kranken-
versicherung sowie die ungelösten Probleme im 
Pflegesystem deutliche Belastungen für Beschäf-
tigte sowie Rentnerinnen und Rentnern zur Folge 
haben. Diese Themenbreite spiegelten auch die 
Rednerinnen und Redner der Kundgebung wider: 
Susanne Kremer, stellvertretende Leiterin des ver.
di-Landesbezirks Niedersachsen-Bremen, Katy 
Hübner, Bundesjugendsekretärin der IG BCE, und 
Hartmut Meine, Bezirksleiter der IG Niedersach-
sen – Sachsen-Anhalt. In der Nachbereitung des 
Aktionstages war sich der Arbeitskreis einig, 2012 
wieder eine öffentlichkeitswirksame Veranstaltung 
durchführen zu wollen. 

Bremen

In Bremen beschlossen die Seniorinnen und Seni-
oren der Mitgliedsgewerkschaften, anlässlich des 
Internationalen Tages der älteren Generation in 
diesem Jahr auch in Bremen eine Veranstaltung 
durchzuführen. Am 30. September wurde dann 
das erste Mal der Internationale Tag der älteren 
Generationen in Bremen begangen. Auf dem Han-
seatenhof  präsentierte sich der DGB gemeinsam 
mit Parteien, Verbänden und Organisationen. Der 
Aktionstag begann mit einer Mittagsandacht im 
Dom. Danach forderte Rainer Kuhn (ver.di) in seiner 
Begrüßung auf dem Hanseatenhof den Abbau 
prekärer Beschäftigungsverhältnisse. 

Sachsen-Anhalt

Der Arbeitskreis Senioren und Seniorinnen hat 
sich regelmäßig getroffen und über Probleme im 
Zusammenhang mit Pflege sowie über die Neu-
organisation der Seniorenkreise  gesprochen. Der 
Vorsitzende auf Landesebene, Rolf Herrmann, 
vertritt die Interessen der Seniorinnen und Senioren 
im DGB-Landesvorstand. Vor allem das Problem 
der Angleichung der Ostrente an die Westrente hat 
den DGB beschäftigt.

Seniorinnen und Senioren

Beeindruckender Protest der DGB-SeniorInnen in Hannover
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Niedersachsen

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften ar-
beiten im Beirat für Arbeits- und Gesundheitsschutz 
des niedersächsischen Sozialministeriums mit. 
Dabei sind die Informations- und Kommunikations-
prozesse des Ministeriums hin zu den Beiratsmit-
gliedern unseres Erachtens verbesserungsfähig. 
Auf Arbeitnehmerseite gibt es Planungen, sich 
intensiver in einen für den 1. September 2012 in 
Osnabrück geplanten niedersächsischen Kongress 
für betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz 
einzubringen.

Bremen

Auf DGB-Ebene hat sich der Arbeitskreis Arbeits- 
und Gesundheitsschutz einen Namen gemacht. 
Jährlich wird eine große Konferenz veranstaltet,  
an der sich auch die Arbeitnehmerkammer Bremen 
und der Landesarbeitskreis Arbeitsschutz beteiligen. 
2011 fand auf der 17. Konferenz das Thema 
„Zukunftsfähige Betriebe durch beteiligungsorien-
tierten Arbeitsschutz“ regen Zuspruch. Die 
nächste Konferenz ist in Planung und wird aller 
Wahrschein lichkeit nach das Thema „Psychische 
Belastungen“ in den Mittelpunkt stellen.

Auf Behördenebene ist der Arbeits- und Gesund-
heitsschutz einschließlich der Gewerbeaufsicht 
weiterhin dem Ressort Gesundheit unterstellt. 
Bei der Neuaufteilung der Ressorts nach den 
Bürgerschaftswahlen hat der DGB noch einmal 
eindringlich darauf hingewirkt, den Arbeitsschutz 
dem Ressort Arbeit zuzuordnen. Das ist leider nicht 
umgesetzt worden. 

Der DGB arbeitet aktiv im Landesarbeitskreis Ar-
beits- und Gesundheitsschutz mit und ist auf dieser 
Ebene gut mit allen wichtigen Akteuren im Lande 
Bremen vernetzt. 

Sachsen-Anhalt

Der DGB und seine Gewerkschaften arbeiteten 
aktiv im Landesarbeitskreis für Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz und gestalteten in diesem Rahmen 
den Tag der Arbeitssicherheit mit.

Arbeits- und Gesundheitsschutz
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Niedersachsen 
Gewerkschaftliche antifaschistische und antiras-
sistische Arbeit findet in vielfältigen lokalen und 
regionalen Bündnissen statt. Auch 2011 führte der 
DGB zusammen mit Partnern zahlreiche Aktionen 
durch, wie bei der Beteiligung der DGB-Jugend 
an den Internationalen Antirassismuswochen oder 
beim alljährlichen Konzert „Rock gegen Rechts“ in 
Oldenburg. 

Demo in Northeim am 22. Mai 
Anlässlich des Landesparteitags der NPD in Nort-
heim rief das Northeimer Bündnis gegen Rechts-
extremis mus zu einer Gegendemo auf. Über 1.500 
Menschen nahmen teil, mit einer farbenfrohen 
Demo und bei einem anschließenden Bürgerfest 
zeigten sie Gesicht gegen die Neonazis. Das 
Bündnis wurde vom DGB initiiert, ihm gehören 
Gewerkschaften, Vereine, Verbände, Kirchen und 
Parteien an.

Bunt stoppt braun in Braunschweig
Parallel zum Fest „Braunschweig International“ 
planten Nazis für den 4. Juni einen Aufmarsch in 
Braunschweig. Gerichtlich wurde den Nazis nur 

eine Kundgebung am Bahnhof zugestanden, ein 
Demozug in die Stadt wurde nicht erlaubt. Das 
breite, vom DGB koordinierte  Aktionsbündnis 
„Bunt stoppt braun“ mobilisierte für Kundge-
bungen, eine Demonstration sowie für ein buntes 
Familienfest. Tausende kamen dem Aufruf nach 
und machten den 500 Nazis deutlich, dass sie in 
Braunschweig nicht willkommen sind. 

Bad Nenndorf: 6. August
Etwa 650 Neonazis marschierten am 6. August als 
„Trauermarsch“ durch Bad Nenndorf. Das Bündnis 
„Bunt statt braun“ rief zu einer Gegendemonstra-
tion auf, die vom DGB angemeldet wurde. Etwa 
1.200 TeilnehmerInnen nahmen an der Demo teil. 
Der Nazi-Aufmarsch konnte auch durch zahlreiche 
Privatfeiern an der Route gestört werden.

Bremen
Bündnis „Keinen Meter!“
Im Januar rief der DGB ein Bündnis von über 100 
Organisationen und Einzelpersonen ins Leben, 
um die Proteste gegen den für den 1. Mai ange-
kündigten Naziaufmarsch in Bremen zu bündeln. 
In zahlreichen Treffen diskutierten Gewerkschaf-

Aktiv gegen Rechts

Trommeln gegen Nazis während der „Bunt stoppt braun“-Kundgebung am 4. Juni in Braunschweig
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terInnen, Vereine, Initiativen und BürgerInnen 
über Positionen und Strategien und einigten sich 
schließlich auf das Ziel, den Aufmarsch zu ver-
hindern. Dass der Aufmarsch auf den 30. April 
verlegt werden musste, war ein großer Erfolg des 
Bündnisses. Am 30. April fanden dann eine große 
Gegendemonstration und dezentrale (Sitz-)Blocka-
den statt, an denen sich viele Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter beteiligten. Ein massives 
Polizeiaufgebot und die Strategie der Stadt Bre-
men, die den DemonstrantInnen das Blockieren 
der Nazi-Route unmöglich machte, sorgten jedoch 
dafür, dass die Nazis ihren Aufmarsch weitgehend 
ungestört durchführen konnten. 

Dresden nazifrei
Die DGB-Jugend mobilisierte zahlreiche Jugend-
liche, sich an den Gegenaktivitäten zum größten 
europäischen Naziaufmarsch in Dresden im Februar 
zu beteiligen. Gemeinsam mit anderen Jugend-
gruppen wurden Infoveranstaltungen sowie die 
Anreise in Bussen koordiniert. Viele junge Gewerk-
schafterInnen nutzten die Gelegenheit, um ihren 
Protest gegen die menschenverachtende Ideologie 
und deren Ausübung durch Nazis in kreativen Ak-
tionen zum Ausdruck zu bringen. Den über 20.000 
TeilnehmerInnen gelang es in Dresden erneut, 
durch zivilen Ungehorsam in Form von Blockaden 
die Naziveranstaltung zu verhindern. 

Ausstellung Neofaschismus
Zusammen mit zahlreichen Organisationen wie 
dem Netzwerk „Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage“ und dem Verein der Verfolgten des 
Naziregimes – Bund der AntifaschistInnen (VVN-
BdA) zeigte der DGB über mehrere Wochen die 
Ausstellung „Neofaschismus in Deutschland“. 
Sie informierte über Ideologie und Strukturen von 
NeofaschistInnen, bot aber auch Anregungen für 
Gegenstrategien. Im Rahmenprogramm fanden 
Veranstaltungen statt, die das Problem der „neuen 

rassistischen Mitte“ beleuchteten. Das Courage-
Projekt der DGB-Jugend bot ergänzend Workshops 
für junge Erwachsene an und führte SchülerInnen 
durch die Ausstellung. 

Veranstaltungsreihe gegen antimusli-
mischen Rassismus und Rechtspopulismus
Im Oktober und November veranstaltete die DGB-
Jugend in Kooperation mit weiteren Jugendorgani-
sationen die Reihe „Rassistische Zuschreibungen. 
Ausgrenzung. Gesellschaftliche Normalität.“ Die 
vier Vorträge hatten überwiegend junges Publikum 
und das Ziel, einen Raum für Diskussion und Ver-
netzung gegen rechtspopulistische und antimusli-
mische Tendenzen zu ermöglichen. 

„Toleranz fördern – Kompetenz stärken“
Der DGB ist im Beirat „proaktiv gegen rechts“ des 
Landes Bremen und im Begleitausschuss des „Lo-
kaler Aktionsplan Bremerhaven“ vertreten. Beide 
Aktivitäten werden aus dem Bundesprogramm 
„Toleranz fördern – Kompetenz stärken“ finanziert.

Sachsen-Anhalt

Der  DGB hat auch in diesem Jahr wieder die 
Interessen der Gewerkschaften in den Bündnissen 
für Toleranz und Demokratie, am Runden Tisch 
gegen Ausländerfeindlichkeit und im Bündnis für 
Zuwanderung und Integration vertreten. Hinzu 
kamen die Bündnisse vor Ort und die Beiräte des 
Landesaktionsplanes.

Im Januar fand in Magdeburg die dritte “Meile der 
Demokratie“ vom Universitätsplatz bis zum Hassel-
bachplatz statt. Diese gemeinsame Veranstaltung 
des Bündnisses gegen Rechts und der Stadt Mag-
deburg war die Antwort auf die jährliche Demons-
tration der NPD zum Jahrestag der Bombardierung 
der Stadt Magdeburg.
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Niedersachsen

Auf bezirklicher Ebene war insbesondere das Prü-
fungswesen im Handwerk Thema. Fest steht: Wie 
geprüft wird, bestimmt auch wesentliche Inhalte 
der Ausbildung. Die Handwerkskammern führen 
einen großen Teil der Prüfungen nicht selbst durch, 
sondern geben diese Aufgabe an die Innungen 
weiter. Vor dem Hintergrund der Entwicklung der 
Mitgliederzahlen und somit der Leistungsfähigkeit 
der Innungen und ihrer Kreishandwerkerschaften 
stellt sich die Frage, ob die jeweiligen Innungen in 
der Lage sind, den Prüfungsauftrag sachgerecht 
zu erfüllen. Deshalb hat eine gewerkschaftliche 
Gruppe von ExpertInnen einen Fragenkatalog 
entwickelt, der von den ArbeitnehmervertreterInnen 
in den Berufsbildungsausschüssen der Kammern 
auf die Tagesordnung gesetzt werden soll, um die 
Qualität der Prüfungen zu verbessern. 

Bremen

Im August 2011 trafen sich der Landesarbeitskreis 
Handwerk und Kirchen sowie die Arbeitnehmer-
vertreterInnen der Handwerkskammern aus Nie-
dersachsen, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein, 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und 
Berlin zu einer Fachtagung in Bremen. Drei Tage 
haben die TeilnehmerInnen mit Referentinnen und 
Referenten des Instituts für Handwerksforschung 
(Universität Göttingen), des Instituts für Arbeit 
und Wirtschaft (Universität Bremen) und der 
Bremischen Evangelischen Kirche über Fragen im 
Zusammenhang mit der Energiewende diskutiert. 
Auch das inzwischen stillgelegte Kernkraftwerk 
Unterweser haben sie besucht. Höhepunkt war der 
Empfang bei Bürgermeister Jens Böhrnsen, der die 
Handwerksvertreterinnen und -vertreter zu einem 
einstündigen Gespräch und einem Rundgang durch 
das Rathaus begrüßte.

Die beiden Sprecher der Arbeitnehmergruppe, 
Vizepräsident Rolf Heise (Landesvertretung der 
Handwerkskammern Niedersachsen) und Vizeprä-
ses Rainer Schnaars (Handwerkskammer Bremen) 
zogen nach der Veranstaltung ein positives Fazit. 
Die Umsetzung der Energiewende bedeutet er-
hebliche Investitionen in erneuerbare Energien. Bis 
2020 wird mit einem Investitionsbedarf von rund 
25 Milliarden Euro gerechnet. Das Handwerk ist für 
die Umsetzung der Energiewende unverzichtbar, 
stellten beide fest.

Handwerk
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In den Rundfunkräten des MDR, NDR und Radio 
Bremen sowie in den Versammlungen der Medi-
enanstalten in den drei Ländern Niedersachsen, 
Bremen und Sachsen-Anhalt sind zahlreiche Ge-
werkschafterinnen und Gewerkschafter vertreten.

Niedersachsen

Der Vorsitzende des DGB-Bezirks, Hartmut Tölle, 
ist Mitglied im Verwaltungsrat des NDR, im Rund-
funkrat des NDR vertritt die Bezirks-Pressespreche-
rin Tina Kolbeck-Landau den DGB. Als Mitglied der 
Versammlung der Niedersächsischen Landesmedi-
enanstalt wurde Ende des Jahres Lea Arnold neu 
vom DGB benannt.

Im Arbeitskreis Medienpolitik tauschen sich 
GewerkschaftsvertreterInnen aus dem NDR-
Rundfunkrat und der Versammlung der Niedersäch-
sischen Landesmedienanstalt zu aktuellen medien-
politischen Themen aus.

Bremen

Im Rundfunkrat von Radio Bremen vertritt Annette 
Düring den Deutschen Gewerkschaftsbund, Frank 
Behrens aus Bremerhaven ist ihr Stellvertreter. Für 
den Verwaltungsrat vertritt Professor Dr. Rudolf 
Hickel die Gewerkschaften, im Landesrundfunkaus-
schuss vertritt Dagmar Burgdorf den DGB.

Sachsen-Anhalt

Der DGB ist durch seinen Landesvorsitzenden 
Udo Gebhardt im MDR-Rundfunkrat vertreten. 
Im Verwaltungsrat dieser Dreiländer-Anstalt hält 
der ehemalige DGB-Landesvorsitzende Dr. Jürgen 
Weißbach einen Sitz. Damit waren gute Voraus-
setzungen gegeben, in Zusammenarbeit mit den 
gewerkschaftlichen GremienvertreterInnen aus 
Thüringen und Sachsen an der Neuwahl der MDR-

Intendantin Karola Wille konstruktiv mitzuwirken. 
Im Vorfeld dieser Wahl war es vor dem Hintergrund 
der Korruptionsskandale beim MDR und durch 
die versuchte Einflussnahme der sächsischen 
Staatskanzlei auf die Intendantenwahl zu starken 
Reaktionen in den Medien und in der Öffentlichkeit 
gekommen.

Im Jahr 2011 haben die Mittelkürzungen im Be-
reich der Medienanstalt Sachsen-Anhalt (MSA) zu 
erbitterten, aber bislang weitgehend nichtöffent-
lichen Auseinandersetzungen geführt. Aus gewerk-
schaftlicher Sicht ist bedauerlich, dass insbesondere 
die Bürgermedien von diesen Kürzungen betroffen 
sind. Der Offene Kanal Magdeburg (OKM) ist für 
2012 zu Kürzungen von ca. 40.000 Euro ge-
zwungen, was sich nur über Einsparungen beim 
Personal realisieren lässt. Der OKM gilt bislang 
als Leuchtturm unter den sachsen-anhaltischen 
Bürgermedien und wurde mehrfach bundesweit 
ausgezeichnet. Diese Qualitätsstandards sind durch 
die Mittelkürzungen gefährdet. Mitglied des OKM-
Vereinsvorstandes ist Bernhard Becker aus dem 
DGB-Landesbüro.

Medienpolitik
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DGB-Filmpreis
Der britische Regisseur Justin Chadwick hat in 
diesem Jahr den mit 5.000 Euro dotierten DGB-
Filmpreis erhalten. Sein Spielfilm „The First Grader“ 
erhielt die höchste Wertung durch das Publikum 
beim 22. Internationalen Filmfest Emden-Norder-
ney, bei dem sechs Filme für den DGB-Preis nomi-
niert gewesen waren. Überreicht hat den Preis der 
Vorsitzende der Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft Alexander Kirchner am 19. Juni bei der Preis-
verleihungsgala des Filmfestes im Neuen Theater in 
Emden. Der DGB-Preis wurde in diesem Jahr bereits 
zum 14. Mal vergeben und ehrt einen gesellschaft-
lich in besonderer Weise engagierten Film.

Chadwicks Film handelt von einem 84-jährigen 
Kenianer, der sich auf das von der Regierung neu 
geschaffene Grundrecht auf Bildung beruft und in 
einer kleinen Grundschule im afrikanischen Busch 
Lesen und Schreiben lernen will. Der Film beruht 
auf einer wahren Begebenheit und wirft Rückblen-
den auf die Geschichte der Mau-Mau-Aufstände in 
Kenia in den 50er Jahren und die Gräueltaten der 
britischen Kolonialmacht.

Vorgestellt wurden die sechs für den DGB-Filmpreis 
nominierten Filme beim DGB-Filmgespräch am 17. 
Juni im Rummel im Rathaus in Emden. Michael 
Kleinschmidt vom Institut für Kino und Filmkultur 
e.V. Wiesbaden präsentierte die Filme anhand von 
Ausschnitten und führte Gespräche mit Regisseu-
rinnen und Schauspielern der Filme. Daran an-
schließend fand der DGB-Empfang „Blaue Stunde“ 
statt, mit GewerkschafterInnen, Filmschaffenden 
und Kinofreundinnen und -freunden.

Bremen

Das Foyer und die Galerie im durchgehend geöff-
neten DGB-Haus in Bremen bieten viel Platz, um 
Ausstellungen zu präsentieren. Mehrmals im Jahr 
wird dies genutzt. Künstlerinnen und Künstler 
zeigen Bilder und Photos, Vereine und Verbände 
platzieren ihre Themenschwerpunkte. aber auch 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter stellen 
ihre Werke aus. Bei Ausstellungen der DGB-Jugend 
werden oft auch Führungen für Schulklassen ange-
boten. „Neofaschismus in Deutschland“, „Frauen-
köpfe“, „Der Internationale Frauentag weltweit“, 
„Leben in anderen Kulturen“ und „Bethlehem“ 
sind einige Titel der gezeigten Ausstellungen.

Kunst und Kultur

Alexander Kirchner (Vorsitzender der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft, links) und Markus Paschke 
(Vorsitzender der DGB-Region Ostfriesland - Nördliches Emsland, rechts) gratulierten dem Preisträger Justin 
Chadwick nach der Gala.
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Projekte

Ziel des Projektes ist es, Flüchtlinge und Menschen 
mit einem befristeten Aufenthaltsstatus zu qualifi-
zieren, fortzubilden und in Aus- und Weiterbildung 
zu vermitteln. Seit Anfang dieses Jahres heißt das 
Projekt nicht mehr AZF Hannover, sondern AZF 
II. Mit dieser Namensänderung geht einher, dass 
das Projekt nicht mehr auf die Region Hannover 
beschränkt ist, sondern in einem erweiterten Be-
reich angeboten werden kann. Darunter fallen die 
Region Hannover, die Landkreise Celle, Hildesheim, 
Harburg, Lüneburg, Uelzen, Lüchow-Dannenberg, 
Gifhorn, Wolfenbüttel, Helmstedt, Peine, Goslar, 
Holzminden, Hameln-Pyrmont, Nienburg/Weser, 
Schaumburg und Soltau-Fallingbostel sowie die 
kreisfreien Städte Braunschweig, Salzgitter und 
Wolfsburg. 

Der DGB-Bezirk Niedersachsen - Bremen - Sach-
sen-Anhalt ist der einzige Projektpartner, der in 
der Fläche organisiert ist. Er übernahm daher die 
Aufgabe, das Projekt in der Region bekannt zu 
machen und sich mit lokalen Netzwerken und 
Multiplikatoren zu vernetzen. Außerdem organisiert 
der DGB Fach- sowie Infoveranstaltungen über 
das Projekt. Diese fanden mit Unterstützung von 
einigen DGB-Regionen (SüdOstNiedersachsen und 
Nord-Ost-Niedersachsen) in Soltau-Fallingbostel, 
Uelzen, Celle, Helmstedt, Hannover und Braun-
schweig statt, in manchen Städten auch mehrmals. 
Durch die regionale Vernetzungsarbeit konnte das 
Projekt Aufnahme im Arbeitskreis „Fachkräfte  
sichern - Verbesserung des Arbeitsmarktzugangs 
für Menschen mit Migrationshintergrund“ finden.

Eine weitere Aufgabe des DGB besteht im Kontakt 
zu örtlichen MultiplikatorInnen, um mit diesen 
gemeinsam Flüchtlinge zu erreichen. Der DGB 
betrachtet die Integration von MigrantInnen und 
Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt als komplexe 
Arbeit, die nicht auf einen Sprachkurs oder auf 
einen Arbeitsplatz reduziert werden darf. Deswegen 

besteht der Schwerpunkt des DGB-Bezirks in der 
Organisation von Schulungen für Angestellte von 
Jobcentern, Arbeitsagenturen, Ausländerbehörden, 
Beratungs- und Migrationsdienststellen im The-
menbereich Interkulturelle Öffnung und Kommuni-
kation.

Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge (AZF II)

Übersicht über Veranstaltungen des Projekts AZF II

 26. Juli:  Infoveranstaltung in Helmstedt

 1. September:  Info und Fachveranstaltung in Uelzen

 2. November:  Infoveranstaltung in Helmstedt

 4. November:  Fachveranstaltung in Hannover

 11. November:  Infoveranstaltung in Soltau-Fallingbostel

 15. November:  Infoveranstaltung in Soltau-Fallingbostel

 16. November:  Fachveranstaltung in Hannover

 2.Dezember :  Infoveranstaltung in Helmstedt

 13. Dezember:  Infoveranstaltung in Uelzen

 14. Dezember:  Infoveranstaltung in Lüneburg
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2011 war für die Akademie ein erfolgreiches Jahr:  
Eine Reihe von Vorhaben wurde umgesetzt, das 
öffentliche Interesse konnte verbreitert werden. 
Die vielfältigen Angebote in Niedersachsen und 
Sachsen-Anhalt erreichten bei den DGB-Gewerk-
schaften eine gute Resonanz.

Mit Professor Dr. Mathias Tullner (Otto-von-Gue-
ricke-Universität Magdeburg) und Udo Gebhardt, 
DGB-Landesvorsitzender aus Magdeburg, haben 
zwei Vertreter aus Sachsen-Anhalt das Kuratorium 
vervollständigt. Die insgesamt 14 Mitglieder sind 
den Gruppen Gewerkschafter (fünf Mitglieder), 
ProfessorInnen/HistorikerInnen (vier Mitglieder) 
und Pädagogische Begleitung (fünf Mitglieder) 
zugeordnet. Dazu kommt ein ehrenamtlicher 
Geschäftsführer.

Im Rahmen einer internen DGB-Veranstaltung auf 
Bezirksebene wurden die Arbeit der Akademie und 
die Möglichkeiten für Aktivitäten im Rahmen der 
seit vielen Jahren bekannten Aktionen „Grabe, wo 
Du stehst“ vorgestellt. Gleichzeitig wurden Hilfen 
zur Selbstorganisation angeregt. Die Kuratoriums-
mitglieder stehen mit ihren Erfahrungen für die 
möglichen Startphasen bei Arbeiten vor Ort zur 
Verfügung. 

Die Planungen für das Jahr 2012 sind vielfältig. Die 
historischen Ereignisse „120 Jahre Gewerkschafts-
arbeit in Halberstadt“ werden ein erster Schwer-
punkt sein. Ausgangspunkt ist der erste Kongress 
der freien Gewerkschaften von 1892 in Halber-
stadt. Ein weiteres Thema ist die 65. Wie derkehr der 
Gründung des Deutschen Gewerk schaftsbundes 
in der britischen Zone, Bereich Niedersachsen, und 
damit die Auflösung der bis dahin aktiven gewerk-
schaftlichen Vorläuferorganisationen. In Planung 
als dritter Schwerpunkt ist das Betriebsverfas-
sungsgesetz von 1952, mit Beiträgen aus mehreren 
Regionen. Für die Region SüdOstNiedersachsen ist 

die Fortführung der Diskussionsveranstaltungen, 
in Magdeburg eine Forumsreihe ab Mai 2012 
geplant.

Niedersachsen

In Zusammenarbeit mit dem Institut Braunschweig-
sche Regionalgeschichte und der Braunschweiger 
Zeitung wurde im Rahmen  eines Jahresprogramms 
das Themenfeld Faschismus und Nationalsozialis-
mus mit zehn Vorträgen und einer Abschlussdiskus-
sion bearbeitet. Inhaltlich reichten die Vorträge von 
den Ursprüngen zu Beginn der 1920er Jahre bis 
hin zur aktuellen politischen Diskussion im Rahmen 
eines Leserforums in Braunschweig. Die elfteilige 
Veranstaltungsreihe haben über 1.600 interessierte 
Menschen besucht. Die gesammelten Erfahrungen 
können falls gewünscht in den kommenden Jahren 
in weiteren DGB-Regionen weitergeben werden, 
die Veranstaltungsreihe soll fortgesetzt werden. Für 
die Region Braunschweig wurde im ersten Halbjahr 
außerdem ein Gruppen- bzw. Klassenwettbewerb 
mit dem Thema „Toleranz“ ausgeschrieben. Eine 
fünfköpfige Jury zeichnete zwei Klassenarbeiten 
aus, sie gewannen Bares für die Klassenkasse.

Im Themenbereich „Industriegeschichte“ wurde ein 
zweites Arbeitsheft mit dem Titel „Auf dem Weg 
zu 175 Jahren Staatseisenbahn Braunschweig“ 
zusammengetragen. Durch Zeitzeugenberichte 
werden die Stationen an der Bahnstrecke Braun-
schweig - Bad Harzburg wieder lebendig. Unter-
stützung kam von der Eisenbahn- und Verkehrsge-
werkschaft, Bezirk Nord. Das dritte Arbeitsheft zur 
Industriegeschichte mit dem Titel „Vernichtung in-
dustrieller Kerne, Beispiel Voigtländer“ beschreibt, 
wie ein florierendes Weltunternehmen systematisch 
von der Konkurrenz regelrecht beseitigt worden ist.

Gemeinsam mit Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschaftern aus der Region Lüchow-Dannenberg 

Akademie Regionale Gewerkschaftsgeschichte
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wurde die Problematik der atomaren Endlagerung 
in der Region Wendland bearbeitet. Zeitzeugenge-
spräche und eine Vielfalt an Dokumenten beschrei-
ben die Situation bis hin zum Castorentransport 
2010. An diesem Arbeitsheft waren auch Polizei-
beamtinnen und  -beamte der Gewerkschaft der 
Polizei aus Niedersachsen beteiligt.

Sachsen-Anhalt

Das erste Arbeitsheft, das im Jahr 2011 erschien, 
ist der Region Magdeburg gewidmet. Kolleginnen 
und Kollegen aus der Region berichteten über ihre 
gewerkschaftliches Engagement in den Jahren 
1989 bis Mitte der 1990er Jahre. 

Im Juni 2011 konnte nach zweijähriger Vorarbeit 
erstmals eine Ausstellung gezeigt werden, die sich 
mit dem „FDGB von 1945 bis 1989 in der Region 
Dessau“ beschäftigt. Die Vorarbeiten wurden durch 

Akademie-Mitglieder begleitet. Zu der Ausstellung 
im Alten Wasserturm in Dessau wurden zwei Ar-
beitshefte mit Zeitzeugenberichten aus der Region 
Dessau produziert. Drei Begleitveranstaltungen 
mit den Themen „FDGB und Politik“, „FDGB und 
Sport“ sowie „FDGB und Kultur“ rundeten das 
Angebot ab.

Außerdem wurde das erste Arbeitsheft zur Indust-
riegeschichte fertig gestellt. Unter dem Titel „Zwei 
Standorte für Stahl – Ilsenburg und Peine“ wurde 
die Zeit von 1945 bis etwa 1995 mit Hilfe von 
Zeitzeugenberichten aufgearbeitet. Die Berichte 
zeigen den betrieblichen Alltag in Ost und West 
sehr eindrücklich, so dass so manches Vorurteil 
abgebaut wird. Insgesamt 22 Berichte von Gewerk-
schafterInnen aus Ilsenburg und Peine beschreiben 
den betrieblichen Alltag, aber auch die alltäglichen 
Probleme der Familien. Die thematische Einführung 
wurde von Professor Dr. Mathias Tullner verfasst.

Arbeitergeschichte Veranstaltung in Dessau
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Bezirksverwaltung und Länderbüros
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Otto-Brenner-Str. 7, 30159 Hannover
Fon:  0511 12601-0
www.niedersachsen.dgb.de
www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de

Bezirksvorsitzende 
Bezirksvorsitzender:
Hartmut Tölle

Stellvertr. Bezirksvorsitzender:
Udo Gebhardt

Sekretariat: Brigitta Moleski 
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21

Referent Vorstand
Johannes Grabbe
E-Mail: johannes.grabbe@dgb.de
Fon:  0511 12601-40

Politische Koordination, Organisation,  
Arbeitsschutz, Senioren

Ulrich Gransee
E-Mail: ulrich.gransee@dgb.de

Sekretariat: Brigitta Moleski
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21 

 
Organisation, Kreis- und Stadtverbände, 
Frauen- und Gleichstellungspolitik

Naciye Celebi-Bektas 
E-Mail: naciye.celebi-bektas@dgb.de
Fon:  0511 12601-62

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Medien-
politik, Frauen- und Gleichstellungspolitik

Tina Kolbeck-Landau
E-Mail: tina.kolbeck@dgb.de

Sekretariat: Brigitta Moleski 
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Umwelt- und Europapolitik

Bernd Lange (MdEP)
E-Mail: bernd.lange@dgb.de

Dr. Patrick Schreiner
E-Mail: patrick.schreiner@dgb.de

Sekretariat: Ute Kamradek
E-Mail: ute.kamradek@dgb.de
Fon:  0511 12601-33

 
Arbeitsmarkt und Beschäftigung, Berufliche 
Bildung, Handwerk, Koordin. Sozialpolitik

Lars Niggemeyer
E-Mail: lars.niggemeyer@dgb.de

Sekretariat: Christina Hensel
E-Mail: christina.hensel@dgb.de
Fon:  0511 12601–25

Öffentlicher Dienst/Beamte, Bildungspolitik, 
Erwachsenenbildung, Hochschule, Recht

Andreas Gehrke
E-Mail: andreas.gehrke@dgb.de

Lea Arnold
E-Mail: lea.arnold@dgb.de

Sekretariat: Anke Schulze 
E-Mail: anke.schulze@dgb.de
Fon:  0511 12601–31

Jugendpolitik, Jugendbildung,   
Studierendenarbeit, HIB

Kerstin Pätzold
E-Mail: kerstin.paetzold@dgb.de

Sekretariat: Birgit Alexander
Fon:  0511 12601-61
E-Mail: birgit.alexander@dgb.de

Projekt AZF II
Kerstin Märländer
E-Mail: kerstin.maerlaender@dgb.de
Fon:  0511 12601-68

DGB-Bezirksverwaltung Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
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DGB Landesbüro Bremen
Bahnhofplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon:  0421 33576-0
Fax: 0421 33576-60
E-Mail: bremen@dgb.de
www.dgb-bremen.de

Regionsvorsitzende
Annette Düring
E-Mail: anette.düring@dgb.de

Sekretariat: Elisabeth Stelling und Jutta Tietjen
Fon: 0421 33 576-10 /-11

Organisation I, AK Frauen, 
Allgemeine und Berufliche Bildung

Henner Günther
E-Mail: henner.guenther@dgb.de
Fon: 0421 33576-26

Organisation II/Bremerhaven,
Hochschulpolitik

Reinhard Dietrich
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de
Fon: 0421 33576-20

DGB Jugend
Ima Drolshagen
E-Mail:  ima.drolshagen@dgb.de
Kim Annakathrin Ronacker
E-Mail: annakathrin.ronacker@dgb.de
Fon:  0421 33 576-21

DGB Landesbüro Sachsen-Anhalt
Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon:  0391 62503-0
Fax:  0391 62503-27
www.sachsen-anhalt.dgb.de

Landesvorsitzender
Udo Gebhardt
E-Mail: udo.gebhardt@dgb.de
Fon:  0391 62503-15

Sekretariat: Marlies Quaas und Margit Kürfke 
Fon: 0391 62503-10/-19
 

Sozialpolitik, Öffentlicher Dienst/Beamte, 
Migration, Wirtschafts- und Strukturpolitik

Susanne Wiedemeyer
E-Mail: susanne.wiedemeyer@dgb.de
Fon:  0391 62503-18
 

Jugend
Katrin Skirlo
E-Mail: katrin.skirlo@dgb.de
Fon:  0391 62503-17

Öffentlichkeitsarbeit, Grundsatz, Medienpolitik
Bernhard Becker
E-Mail:bernhard.becker@dgb.de
Fon:  0391 62503-23
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Organigramm der Bezirksverwaltung
Stand Dezember 2011

Hartmut Tölle
Vorsitzender

Dr. Patrick Schreiner
Abteilungsleiter

Sekretariat:

Ute Kamradek

Lars Niggemeyer
Abteilungsleiter

Sekretariat:

Christina Hensel

Kerstin Pätzold
Bezirksjugendsekretärin

Sekretariat:

Birgit Alexander

Andreas Gehrke
Abteilungsleiter

Lea Arnold
Gewerkschaftssekretärin

Sekretariat:

Anke Schulze

Tina Kolbeck-Landau
Abteilungsleiterin

Naciye Celebi-Bektas
Gewerkschaftssekretärin

Sekretariat:

Brigitta Moleski

Wirtschafts- und
Strukturpolitik

Umweltpolitik Medienpolitik

Europapolitik

Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

Berufliche Bildung
Kreis- und

Stadtverbände

Jugendpolitik

Jugendbildung

Öffentlicher Dienst/
Beamte

Bildungspolitik,
Erwachsenenbildung,

Hochschulpolitik

Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit

Ulrich Gransee
Abteilungsleiter

Naciye Celebi-Bektas
Gewerkschaftssekretärin

Sekretariat:

Brigitta Moleski

Personal, Verwaltung
Finanzen/Controlling

Petra Hinske

PC-Anwendung/
Datenverarbeitung

Gunda Jortzig

AZF-Projekt
(01.11.10 – 31.12.13)

(Arbeitsmarktzugang 
für Flüchtlinge, Migration/

Flüchtlingspolitik)

 Kerstin Märländer

Projekt: Arbeiterge-
schichte/Kulturarbeit
Gundolf Algermissen

(ehrenamtlich)

Recht
(Benennungsverfahren,

Schulung ehrenamtl.
Richterinnen und Richter)

Studierendenarbeit
HiB

Frauen- und
Gleistellungspolitik

Bernd Lange 
(MdEP)

Organisationspolitik
und -entwicklung

Bezirks-
Seniorenausschuss

ArbeitsschutzHandwerkspolitik

Koordinierung
Sozialpolitik

Ulrich Gransee
Johannes Grabbe

politische Koordination/
Vorb. Bezirksvorstand

Sekretariat:

Brigitta Moleski

Udo Gebhardt
stellv. Vorsitzender

Landesverband
Sachsen-Anhalt
(siehe unten)

Land
Bremen

(siehe unten)

Landesverband Sachsen-Anhalt: 

Udo Gebhardt: Geschäftsführender Vorsitzender, Arbeitsmarktpolitik;

Susanne Wiedemeyer: Wirtschafts- und Strukturpolitik; EU-Strukturfonds; 
Sozialpolitik; Öffentlicher Dienst, Beamte, Migration

Katrin Skirlo: Jugend und berufliche Bildung

Bernhard Becker: Öffentlichkeitsarbeit, Grundsatz- und Medienpolitik, 
Ländlicher Raum

Land Bremen: 

Annette Düring Landes- und Regionsvorsitzende (Region Bremen-Elbe-Weser)

Henner Günther: Abteilung Organisation I, DGB Frauen, allgemeine und 
berufliche Bildung

Reinhard Dietrich: Abteilung Organisation II, Hochschulpolitik, Büro Bremerhaven

Lutz Bock: ehrenamtliche Ebene, berufliche Bildung, Arbeitsmarktpolitik, 
Büro Cuxhaven
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Unsere Regionen, Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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DGB-Region Altmark-Börde-Harz
Vorsitzender: Siegfried Stegner

Regionsbüro Magdeburg
Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon:  0391 5334410
Fax:  0391 5334418
magdeburg@dgb.de
www.magdeburg-altmark.dgb.de

DGB-Büro Halberstadt
Theaterstr. 1, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 693022
Fax:  03941 443043
halberstadt@dgb.de

DGB-Region Bremen-Elbe-Weser
Vorsitzende: Annette Düring

Regionsbüro Bremen
Bahnhofsplatz 22-28, 28195 Bremen
Fon:  0421 33576-0
Fax:  0421 3357660
bremen@dgb.de
www.dgb-bremen.de

Büro Bremerhaven
Hinrich-Schmalfeldt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven
Fon:  0471 9262712
Fax:  0471 9262711
bremerhaven@dgb.de

Büro Cuxhaven
Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon:  04721 35551
Fax:  04721 34895
cuxhaven@dgb.de

Servicebüro Stade
Jorkerstr. 4 - 6, 21680 Stade
Fon:  04141 408630

DGB-Region Halle-Dessau
Vorsitzender: Johannes Krause

Regionsbüro Halle
Augustastraße 1, 06108 Halle/Saale
Fon:  0345 6826911
Fax:  0345 6826910
halle@dgb.de
www.region-sachsen-anhalt-sued.dgb.de

DGB-Büro Dessau
Grenzstraße 5, 06849 Dessau
Fon:  0340 80021-0
Fax: 0340 80021-40
dessau@dgb.de
www.region-dessau.dgb.de

DGB-Servicebüro der Gewerkschaften Hettstedt
Markt 5, 06333 Hettstedt
Fon:  03476 398613

Büro Naumburg
Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon:  03445 7034-31/32
Fax: 03445 7034-26

Büro Sangerhausen
Kylische Straße 54a, 06526 Sangerhausen
Fon:  03464 571798

Servicebüro Weißenfels
Tagewerbener Str. 35, 06667 Weißenfels
Fon:  03445 703431

DGB-Region Niedersachsen-Mitte
Geschäftsführer: Andreas Gehrke

Regionsbüro Hannover 
Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover
Fon:  0511 16387-0
Fax:  0511 1638734
hannover@dgb.de
www.region-niedersachsen-mitte.dgb.de
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Büro Hameln
Bahnhofstr. 18 – 20, 31785 Hameln
Fon:  05151 9366840
Fax:  05151 9366849
hameln@dgb.de

Büro Hildesheim
Osterstr. 39A, 31134 Hildesheim
Fon:  05121 7499530
Fax:  05121 514953
hildesheim@dgb.de

Büro Nienburg/Weser
Mühlenstr. 14, 31582 Nienburg
Fon:  05021 8619760
Fax:  05021 608625
nienburg@dgb.de

Büro Holzminden
Wilhelm-Raabe-Str. 3, 37603 Holzminden
Fon:  05531 4452
Fax:  05531 13841
holzminden@dgb.de

GIBS-Büro Sulingen
Lange Str. 12, 27232 Sulingen
Fon:  04271 955850
Fax:  04271 955890
 

DGB-Region Nord-Ost-Niedersachsen
Geschäftsführer: Lennard Aldag

Regionsbüro Lüneburg
Heiligengeiststr. 28, 21335 Lüneburg
Fon:  04131 223396-0
Fax:  04131 223396-20
lueneburg@dgb.de
www.region-nordostniedersachsen.dgb.de/

Büro Celle
Trift 16, 29221 Celle
Fon:  05141 279657
celle@dgb.de

DGB-Region Oldenburg-Wilhelmshaven
Geschäftsführer: Markus Pascke

Regionsbüro Oldenburg
Kaiserstr. 4-6, 26122 Oldenburg
Fon:  0441 21876-0
Fax:  0441 21876-54
oldenburg@dgb.de
www.region-oldenburg-wilhelmshaven.dgb.de

 
Büro Wilhelmshaven

Weserstrasse 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon:  0421 1801-0
Fax:  0441 1801-19
wilhelmshaven@dgb.de

DGB-Region Osnabrück-Emsland
Vorsitzende: Petra Tiesmeyer

Regionsbüro Osnabrück
August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon:  0541 33806-0
Fax:  0541 33806-29
osnabrueck@dgb.de
www.region-osnabrueck-emsland.dgb.de

Büro Lingen
Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen
Fon:  0591 91282-0
Fax:  0591 91282-20
lingen@.dgb.de

DGB-Region Ostfriesland-Nördliches Emsland
Vorsitzender: Markus Paschke

Regionsbüro Leer
Jahnstr. 2, 26789 Leer
Fon:  0491 91213-0
Fax:  0491 91213-15
leer@dgb.de
www.region-ostfriesland-noerdliches-emsland.
dgb.de
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Büro Emden
Am Stadtgarten 11
26721 Emden
Fon:  04921 585851

DGB-Region Südniedersachsen-Harz
Vorsitzender: Lothar Hanisch

Regionsbüro Göttingen 
Weender Landstraße 6 , 37073 Göttingen
Fon:  0551 44097
Fax: 0551 486382
goettingen@dgb.de
www.dgb-suedniedersachsen-harz.de

Büro Harz
Vititorwall 14, 38640 Goslar/Harz
Fon:  05321 22452
Fax: 05321 25477
goslar@dgb.de

DGB-Region SüdOstNiedersachsen
Vorsitzender: Michael Kleber 

Regionsbüro Braunschweig
Wilhelmstraße 5, 38100 Braunschweig
Fon:  0531 48096-0
Fax: 0531 48096-17
braunschweig@dgb.de
www.region-son.dgb.de
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Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.
Landesgeschäftsstelle

Geschäftsführer: Hans Hoffmann
Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 16491-0
E-Mail: lgst@arbeitundleben-nds.de
www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V.

Geschäftsführerin: Dr. Brigitte Brück
Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen 
Fon: 0421 96089-0 
E-Mail: info@aulbremen.de
www.aulbremen.de

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Bremerhaven e. V.

Geschäftsführerin: Annette Knobbe
Hinrich-Schmalfedt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven 
Fon: 0471 92231-0 
E-Mail: info@arbeitundleben-bhv.de
www.arbeitundleben-bhv.de

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Sachsen-Anhalt e. V.

Geschäftsführerin: Dr. Catherina Schmidt
Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 62349-5 
E-Mail: info@arbeitundleben.org
www.sachsen-anhalt.arbeitundleben.de

Informations- und Dokumentationsstellen 
Gewerkschaften
TIB/UB Hannover, Gewerkschaftsarchiv

Fachbereichsbibliothek Sozialwissenschaften  
der NLB 
Öffnungszeiten: Mo – Fr 9:00-18:00 Uhr
Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2 c
30167 Hannover
Fon: 0511 7625455 
E-Mail: winfried.kullmann@tib.uni-hannover.de
     

Dokumentationszentrum Europäische Ge-
werkschaftspublikationen (DEG)

Universitätsallee GW1
28359 Bremen
Fon:  0421 218-61748
E-Mail: info@deg.uni-bremen.de
www.deg.uni-bremen.de
  

Arbeitsstelle gegen Rechtextremismus  
und Gewalt

Geschäftsführer: Reinhard Koch
Bohlweg 55
38100 Braunschweig
Fon:  0531 12336-42
Fax: 0531 12336-53
E-Mail: info@arug.de
www.arug.de
  

Akademie Regionale Gewerkschafts-
geschichte für Niedersachsen   
und Sachsen-Anhalt

Geschäftsführer: Gundolf Algermissen 
Fallersleber-Tor-Wall 23
38100 Braunschweig
E-Mail: gundolf.algermissen@dgb.de

Unsere Partner vor Ort
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Technologie-Beratungs-System der  
Arbeitnehmerkammer Bremen

Leitung: Ingo Schierenbeck
Bürgerstr. 1, 28195 Bremen 
Fon: 0421 36301-956
E-Mail: mitbestimmung@arbeitnehmerkammer.de
www.arbeitnehmerkammer.de/tbs/
  

Technologieberatungsstelle (TBS)  
Leitung: Lorenz Hinrichs
Arndtstr. 20, 30169 Hannover
Fon: 0511 16304-0
E-Mail: info@tbs-niedersachsen.de
www.tbs-niedersachsen.de
  

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)
Leitung: Dr. Günter Warsewa
Universitätsallee 21-23, 28359 Bremen
Fon: 0421 218-3281
E-Mail: info@iaw.uni-bremen.de
www.iaw.uni-bremen.de
  

Kooperationsstelle Hochschule und  
Gewerk schaften an der Carl-von-Ossietzky-
Universität Oldenburg

Leitung: Manfred Floré
Ammerländer Heerstr. 114-118, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
E-Mail: harald.buesing@uni-oldenburg.de
www.kooperationsstelle.uni-oldenburg.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften in Osnabrück  

Leitung: Harald Büsing
August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück 
Fon: 0541 33807-1814 und -1816
E-Mail: kontakt@kooperationsstelle-osnabrueck.de
www.kooperationsstelle.osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim 

Leitung: Klaus Pape
Schloßwender Str. 5, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19785
E-Mail: ines.plewe@zew.uni-hannover.de
www.koop-hg.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen –   
Gewerkschaften Region SüdOstNieder-
sachsen an der TU Braunschweig

Leitung: Marianne Putzker
Bültenweg 74/75, 38106 Braunschweig 
Fon:  0531 391-4280
E-Mail: koop-son@tu-braunschweig.de
www.koop-son.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften Göttingen   

Leitung: Dr. Frank Mußmann
Humboldtallee 15, 37073 Göttingen  
Fon: 0551 394756 
E-Mail: kooperationsstelle@uni-goettingen.de
www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de
  

Kooperationsstelle Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle

Leitung: Susan Willhardt
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
DGB Sachsen-Anhalt
Adam-Kuckhoff-Str. 15, 06108 Halle (Saale) 
Fon:  0345 5523844
E-Mail: koop-dgb@uni-halle.de
www.kooperationsstelle.uni-halle.de
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Verwaltungsrat AOK Niedersachsen
Versichertenvertreterinnen des DGB

Mike Bade (IG BCE)
Stefan Deeters (IG BAU)
Ulrich Gransee (DGB)
Horst Küchemann (DGB – ehem. IKK Vertreter)
Fritz Niemeier (DGB)
Marita Rosenow (ver.di)
Klaus Dieter Salewski (DGB – ehem. IKK Vertreter)
Dr. Herbert Scheibe (IGM)
Alfons Schwegmann (ACA/IG BCE)
Reiner Schulz (NGG)
Susanne Strathus (ver.di)
Hartmut Tölle (DGB)
Detlef Weidenthal (IGM)
  

Deutsche Rentenversicherung   
Oldenburg-Bremen

DGB-Mitglieder des Vorstandes

Marita Rosenow (DGB)
Brigitte Heiken-Richter (ver.di)
Hans-Joachim Sander (IG BCE)
Wolfgang Jägers (IG BAU)
  

DGB-Mitglieder der Vertreterversammlung  
(Versichertenvertreterlnnen)

Torsten Gerdes (ver.di)
Sigmar Lankenau (IGM)
Horst Bleckwehl (NGG)
Andree Poolke (IG BCE)
Bernd Wundersee (IGM)
Wilfried Dubrau (ver.di)
Michael Schwiers (IGM)
Peter Heider (ver.di)
Werner van Dalen (IG BCE)

Deutsche Rentenversicherung 
Braunschweig-Hannover

DGB-Mitglieder des Vorstandes

Horst Fricke (DGB)
Hans-Werner Bausmerth (IG BCE)
Joachim Böhm (NGG)
Friedhelm Grobecker (ACA/IG BAU)
Wolfgang Schulz (IGM)
Sabine Lasar (ver.di)
  

DGB-Mitglieder der Vertreterversammlung 
(Versichertenvertreterinnen)

Detlef Behrens (IG BCE)
Werner Brünig (NGG)
Martin Hennigs (IGM)
Rolf Behrens (ver.di)
Astrid Wollenweber (ver.di)
Lothar Thiel (IG BCE)
Dr. Herbert Scheibe (IGM)
Friedrich Falk (IG BAU)
Peter Sigmund (IGM)
Günter Ratz (IG BAU)
  

Verwaltungsrat AOK Bremen

Versichertenvertreterlnnen des DGB

Annette Düring (DGB)
Petra Hische (IGM)
Manfred Laabs (ver.di)
Edelgard Becker (ver.di)
Walter Böttjer (NGG)
Jörg von Borstel (IGM)
Rainer Kuhn (ver.di)
Sabine Peters (GdP)
Wolfgang Jägers (IG BAU)
Heidemarie Adler (ver.di)

DGB-Mandate in der Selbstverwaltung     
der Krankenkassen und         
der Deutschen Rentenversicherung
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Verwaltungsrat HKK

Versichertenvertreter

Kai Uwe Cohrs (ver.di)
Heiner Schilling (ver.di)
  

Verwaltungsrat AOK Sachsen-Anhalt
Versichertenvertreterinnen des DGB

Susanne Wiedemeyer (DGB)
Manfred Grätz (IGBCE)
Peter Winkler (IGBAU)
Gregor Müller (IGM)
Günther Oelze (IGM)
Holger Willem (NGG)
Oliver Greie (ver.di)
Heiko Wetzel (ver.di)
Jürgen Friedland (ACA)
  

Mitteldeutsche Rentenversicherung

DGB-Mitglieder des Vorstandes

Udo Gebhardt (DGB)
Ulrich Richter (ver.di)
Hans Joachim Ratsch (IGM)
  

DGB-Mitglieder der Vertreterversammlung 
(VersichertenvertreterInnen)

Sabine Schulze (IGM)
Reinhard Brett (ver.di)
Gerhard Weise (IC BAU)
Thomas Rettig (IC BCE)

IKK Gesund plus

DGB-Mitglieder der Vertreterversammlung 
(Versichertenvertreterlnnen)

Hans Jürgen Müller (IC BAU)
Fitz Blumenberg (IGM)
Andre Severin (IG BAU)
Ina Severin (IC BAU)
Heike Schulze (IC BAU)
Marion Werner (IC BAU)
Maik Krull (IC BAU)
Renate Manigk (IG BAU)
Hans Jürgen Krüger (IG BAU)
Elisabeth Martin (IGM)
Jürgen Holland (NGG)
Manfred Laatz (IGM)
Christoph Wolter (ACA)

IKK Classic

DGB-Mitglied im Verwaltungsrat
Hartwig Erb (DGB)



66 DGB jahresbericht 2011

De
r B

ez
irk

 in
 Z

ah
le

n
St

an
d 

De
ze

m
be

r 2
01

1

M
itg

lie
de

rs
ta

tis
tik

 –
 N

ie
de

rs
ac

hs
en



67jahresbericht 2011 DGB

M
itg

lie
de

rs
ta

tis
tik

 –
 B

re
m

en



68 DGB jahresbericht 2011

M
itg

lie
de

rs
ta

tis
tik

 –
 S

ac
hs

en
-A

nh
al

t





www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de 
www.niedersachsen.dgb.de
www.dgb-bremen.de
www.sachsen-anhalt.dgb.de




